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So einfach lässt sich die Schulmedizin freilich nicht erklären. Zum einen wird auch von ihren 

Vertreter*innen anerkannt, dass bei der Krankenbehandlung Phänomene auftreten, die sich 

naturwissenschaftlich (noch) nicht erklären lassen, zum anderen integriert die moderne 

Medizin heute die Erkenntnisse insbesondere der Psychologie und Psychotherapie, aber auch 

der Philosophie und Soziologie, welche andere naturwissenschaftliche Forschungsmethoden 

einsetzen.16  

Der Begriff Schulmedizin kann nach derzeitiger Rechtslage (de lege lata) nicht mit ärztlicher 

Medizin gleichgesetzt werden.17 In der aktuellen Diskussion wird die Forderung erhoben, 

Ärzt*innen sollten sich zukünftig (de lege ferenda) auf schulmedizinische Methoden 

beschränken.18  

Der Begriff der Alternativmedizin wird in diesem Gutachten mit dem der Alternativheilkunde 

ersetzt, um dem Eindruck der Zuordnung zum Berufsbild der Mediziner*innen bzw. 

Ärzt*innen entgegenzutreten.  

Wissenschaftlichen Erkenntnissen verschließt sich die Alternativheilkunde19 nicht per se, allein 

ihre Perspektive dürfte eine andere sein.20 Anstatt auf den lokalen Anfang und den 

anatomischen Sitz einer Krankheit zu fokussieren, verlangt sie von der Heilkunde eher einen 

ganzheitlichen Blick auf das bio-psycho-soziale Gesamtgeschehen einschließlich der 

autonomen Fähigkeiten der Patient*innen zur Selbstheilung.21 Dieser Ansatz setzt ein 

Erkenntnisgeschehen in Gang, das von der naturwissenschaftlich-strengen Nachweisführung 

 
 

16  Schumacher, Alternativmedizin S. 12 bis 15 
17  Zum Begriff der Außenseitermethode: 3. Teil: B.6.1.2 Ärztliche Therapiefreiheit im Speziellen, S. 198 
18  Schöne-Seifert, Münsteraner Memorandum Heilpraktiker Ziff. 3.2 
19  Die Definition von Guttau, wonach Alternativheilkunde zwar auf rationaler Grundlage beruht, aber nicht 

notwendig ärztliche Fachkenntnisse voraussetzen soll, überzeugt nicht, weil die von ihm angesprochenen 
alternativheilkundlichen Methoden (wie u.a. Akupunktur, Psychotherapie) Grundkenntnisse der Medizin 
voraussetzen und - umgekehrt - Chiropraktik, Osteopathie, Kranio-Sakrale Therapie u.a. - keine 
Anerkennung erfahren haben. Der Begriff der Schulmedizin wird hier unzulässig erweitert, z.B. auch auf die 
Wunschmedizin. Guttau, Nichtärztliche Heilberufe im Gesundheitswesen S. 119 ff. 

20  Frass/Strassl/Friehs u. a., Use and Acceptance of Complementary and Alternative Medicine Among the 
General Population and Medical Personnel: A Systematic Review, The Ochsner Journal 2012, S. 45 Ernst, 
The role of complementary and alternative medicine, BMJ (Clinical research ed.) 2000, S. 1133. 

21  Zuck, Das Recht der anthroposophischen Medizin, S. 32-36; Schumacher, Alternativmedizin S. 11 bis 16 
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2. Der Heilkunde vorbehaltene Tätigkeiten nach dem Wortlaut des Gesetzes 

Der Heilkundebegriff soll nun noch etwas genauer betrachtet werden: Offensichtlich gibt es 

Tätigkeiten, die den Heilkundigen vorbehalten bleiben. Um hier eine Einführung zu geben, 

erfolgt eine erste Orientierung am Wortlaut des Gesetzes. Dass der Heilkundebegriff aus 

Gründen des Gesundheitsschutzes eine Erweiterung erfahren hat, auf die es gegenwärtig eher 

ankommt, folgt aus der später vorzunehmenden grundrechtlichen Erörterung.29  

Gem. § 1 Abs. 2 HeilprG ist die Ausübung von Heilkunde jede berufs- oder gewerbsmäßig 

vorgenommene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder Linderung von Krankheiten, Leiden 

oder Körperschäden bei Menschen, auch wenn sie im Dienste anderer ausgeübt wird.  

Dieser Wortlaut trifft zunächst keine Unterscheidung, ob die Krankheiten oder Leiden 

körperlicher, geistiger oder seelischer Natur sind.30 Jede Tätigkeit soll erfasst sein, die den 

geschilderten Zwecken dient. Es besteht insbesondere keine Verpflichtung, in irgendeiner 

Weise die heilende Wirkung des eingesetzten Verfahrens nachweisen zu müssen, 

insbesondere nicht mittels wissenschaftlicher Methoden. Der Wortlaut enthält schließlich 

keinerlei Anhaltspunkt in Bezug auf die Qualifikation der Berufstätigen; also kommt es auf eine 

spezielle Befähigung oder Begabung oder andere persönliche Eigenschaften der 

Behandler*innen zur Ausübung der Tätigkeit nicht an.31  

Mit der Feststellung sind alle Tätigkeiten gemeint, die eine Entscheidung über das Vorliegen 

einer Krankheit ermöglichen sollen, also insbesondere die körperliche Untersuchung, die 

Anamnese und sämtliche anderen Befunderhebungen. Das Vorgehen bezweckt die Klärung 

der Frage, ob eine Krankheit vorliegt. Insoweit wird nicht auf die Beschreibung von 

Krankheiten, etwa nach international anerkannten Diagnoseschlüsseln (ICD 10) Bezug 

genommen. Mangels anderweitiger Vorgaben kann auch ein Krankheitsverständnis 

vorherrschen, das davon weit entfernt ist, etwa dasjenige der Traditionellen Chinesischen 

 
 

29  3. Teil: Überprüfung anhand einschlägiger Grundrechte, S. 83 
30  Schelling, in: Spickhoff, § 1 HeilprG, Rdnr. 7-10. 
31  Schelling, in: Spickhoff, § 1 HeilprG, Rdnr. 7-10. 
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Die Heilkunde im umfassenden Sinne üben nur Ärzt*innen und Heilpraktiker*innen aus; 

Zahnärzt*innen und Psychotherapeut*innen arbeiten lediglich auf ihrem Sektor weisungsfrei 

und eigenverantwortlich.43 

Mit dem Zusatz, die Tätigkeit könne auch im Dienste anderer ausgeübt werden, bezieht die 

Bestimmung ausdrücklich auch Angestellte mit ein. Vorauszusetzen ist aber eine 

eigenverantwortliche und weisungsfreie Ausübung. 44   

Die Tätigkeit muss berufs- oder gewerbsmäßig erfolgen. Die Begriffe werden weit ausgelegt; 

es sind lediglich Hilfeleistungen im familiären Bereich (Wundversorgung, Fiebermessen) und 

Erste-Hilfe-Maßnahmen am Unfallort ausgeschlossen. Die Tätigkeit ist schon dann berufs- 

oder gewerbsmäßig, wenn die Absicht besteht, sie öfter, d.h. auch als Nebentätigkeit45, zu 

wiederholen. Gewinne zu erzielen, ist dabei nicht gefordert, so dass auch die Bitte um eine 

freiwillige Spende an einen gemeinnützigen Verein an der Qualität der Ausübung von 

Heilkunde nichts ändert.46 Um ein Gewerbe handelt es sich nicht. Zumindest schließt § 6 Abs. 

1 S. 2 GewO die Anwendung der GewO weitestgehend aus.47  

 B. Zur Rechtsgeschichte des Heilpraktikerwesens 

1. Die Zeit vor 1933 

Medizin- und Rechtsgeschichte belegen, dass sich die Einstellungen der Gesellschaft, der 

Gesundheitspolitik, der Betroffenen und der Therapeut*innen zur Kurierfreiheit immer 

wieder gewandelt haben. Seit dem 16. Jahrhundert finden sich in den Medizinalverordnungen 

 
 

43  § 1 ZHG; § 1 PsychThG 
44  Erfolgt sie während der Ausbildung und in der Verantwortung oder unter Supervision der 

Praxisinhaber*innen, fehlt es bei den Ausbildungskandidat*innen an diesem Merkmal: BVerwG, Urteil v. 
25.06.70 - I C 53.66, BVerwGE 35, S. 308 = NJW 1970, 1987.; BayObLG, Beschluss v. 03.04.84 - RReg 4 St 
40/84, NJW 1984, S. 2643; OLG Oldenburg, Urteil v. 06.03.79 - Ss 1/79, NJW 1980, S. 652; Schelling, in: 
Spickhoff, § 1 HeilprG, Rdnr. 7-10. 

45  BVerwG, Urt. v. v. 02.03.67 - I C 52.64, BVerwGE 26, S. 254 = NJW 1967, 611. 
46  OVG NRW, Urteil v. 02.12.98 - 13 A 5322/96, MedR 2000, 46-49 ("Reiki-Spende"). 
47  Schelling, in: Spickhoff, § 1 HeilprG, Rdnr. 7-10 Haage, in: Haage, § 1 HeilprG, Rdnr. 7. 
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Abs. 1 HeilprG, § 1 Abs. 1 der HeilprGDV_1 enthaltene Regelung ziele darauf ab, für die 

Ausübung der Heilkunde am Menschen ein abgeschlossenes medizinisches Studium zu 

verlangen. Die Aufstellung eines solchen Erfordernisses verletze das in Art. 12 Abs. 1 GG 

gewährleistete Grundrecht der freien Berufswahl nicht.  

Dazu äußerte das Bundesverwaltungsgericht, das Grundrecht der freien Berufswahl hindere 

den Gesetzgeber nicht daran, unter dem Gesichtspunkt der Regelung einer Berufsausübung 

die Berufsaufnahme von einer Erlaubnis (der Berufszulassung) und die Erteilung der Erlaubnis 

von der Erfüllung bestimmter Voraussetzungen abhängig zu machen. Diese Befugnis des 

Gesetzgebers werde auch durch die Vorschrift des Art. 19 Abs. 2 GG dann nicht 

ausgeschlossen, wenn der Zugang zum Beruf von Voraussetzungen abhängig gemacht werde, 

auf die der Bewerber selbst Einfluss nehmen könne, z.B. von einer bestimmten Vorbildung. 

Der Gesetzgeber sei also rechtlich dazu in der Lage, für die berufsmäßige Ausübung der 

Heilkunde ein abgeschlossenes medizinisches Studium zu verlangen.  

Nun habe aber das Heilpraktikergesetz die Frage der Kurierfreiheit nicht in einem solchen 

entschiedenen und eindeutigen Sinne gelöst. Es sehe vielmehr in § 1 Abs. 1 HeilprG die 

Möglichkeit vor, die Heilkunde ohne ärztliche Bestallung weiter auszuüben, und knüpfe sie an 

eine Erlaubnis, deren Voraussetzungen für diejenigen, welche die Heilkunde bisher 

berufsmäßig ausgeübt hatten, in § 1 Abs. 3 des Gesetzes in Verbindung mit den beiden 

Durchführungsverordnungen näher geregelt wurden. Das Heilpraktikergesetz enthalte auch 

kein Verbot dahin, dass künftig Personen ohne ärztliche Bestallung zur Ausübung der 

Heilkunde nicht mehr zugelassen werden dürften. Vielmehr könnten nach § 2 Abs. 1 HeilprG 

auch solche Personen, welche die Heilkunde bisher berufsmäßig nicht ausgeübt hätten, die 

Erlaubnis hierzu erhalten, allerdings "nur in besonders begründeten Ausnahmefällen".  

Mit diesen Ausführungen wurde der Grundstein für das heutige Heilpraktikerrecht - mit 

anderen Worten das Nebeneinander von zwei Heilkundeberufen - gelegt, verbunden mit der 

Aussage, der Gesetzgeber könne auch anders entscheiden. 

Nun war allerdings entsprechend der im Nationalsozialismus herrschenden Ideologie die 

Erteilung der Erlaubnis völlig in das Ermessen der entscheidenden Behörden gestellt. Sie 
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für Psycholog*innen.111 Dieser Teil der Entscheidung wird hier erörtert; ihr zweiter Teil betrifft 

die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen und wird später vorgestellt.112 

Einer der Kläger meinte, es verstoße gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, 

Heilpraktiker*innen und heilberuflich tätige Diplom-Psycholog*innen trotz der Unterschiede 

in Berufsbild, Berufsausbildung und Anforderungsprofil gleichermaßen dem Erlaubniszwang 

des § 1 Abs. 1 HeilprG zu unterwerfen. Er müsse sich diskriminiert fühlen, wenn er an einem 

Gesetz gemessen werde, das sich nicht nur auf einen anderen Beruf beziehe, sondern dessen 

Zweck es sogar gewesen sei, die nicht qualifizierte Heilbehandlung zu erfassen und ihr ein 

baldiges Ende zu bereiten.  

Demgegenüber entschied das Bundesverfassungsgericht, der Erlaubniszwang nach dem 

HeilprG sei eine zulässige Beschränkung der durch Art. 12 Abs. 1 GG gewährleisteten 

Berufsfreiheit nichtärztlicher Psychotherapeuten. Das Ziel des Gesetzes, die Volksgesundheit 

durch einen Erlaubniszwang für Heilbehandler ohne Bestallung zu schützen, sei durch Art. 12 

Abs. 1 GG gedeckt. Es widerspreche daher nicht dem Grundgesetz. Bei der Gesundheit der 

Bevölkerung handele es sich um ein besonders wichtiges Gemeinschaftsgut, zu dessen Schutz 

eine solche subjektive Berufszulassungsschranke nicht außer Verhältnis stehe. Zwar sei die 

ursprüngliche, auf die Beseitigung des Heilpraktikerstandes gerichtete Funktion des Gesetzes 

durch die nach Inkrafttreten des Grundgesetzes in jahrzehntelanger Praxis vollzogene 

Umgestaltung des § 2 Abs. 1 HeilprG von einer repressiven Ausnahmevorschrift zu einer 

Anspruchsnorm wesentlich geändert worden. Der mit dem Erlaubniszwang verfolgte Zweck, 

Patient*innen keinen ungeeigneten Heilbehandler*innen auszuliefern, behalte aber seine 

Berechtigung und verleihe den verbleibenden Vorschriften nach wie vor einen vom Willen des 

Gesetzgebers gedeckten Sinn. Aus verfassungsrechtlicher Sicht ergäben sich daher keine 

Einwände gegen ihre Fortgeltung.  

 
 

111  weitere Entscheidungen: BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - 1 BvL 8/82, BVerfGE 78, 165 ff. = NJW 1988, 2293 ff. 
Ausschluss der Diplom-Psycholog*innen von der kassenärztlichen Versorgung; BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - 
1 BvR 111/77, BVerfGE 78, S. 155 = MedR 1988, 304-306. Ausschluss der Heilpraktiker*innen von der 
kassenärztlichen Versorgung 

112  2. Teil: A.2.2.2.1 Zweiter Teil der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10.05.1988, S. 56 
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Auch die Anwendung des somit weiterhin gültigen § 1 Abs. 1 HeilprG auf psychotherapeutisch 

tätige Diplom-Psycholog*innen sei mit Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar. Sie führe insbesondere 

nicht zu einer verfassungswidrigen Veränderung oder Festlegung eines vorgegebenen 

Berufsbildes.  

Art. 12 Abs. 1 GG erfasse nicht nur die Berufe, die sich in bestimmten, traditionellen oder sogar 

rechtlich fixierten Berufsbildern darstellten, sondern auch die vom Einzelnen frei gewählten 

untypischen (erlaubten) Betätigungen, aus denen sich dann wieder neue, feste Berufsbilder 

ergeben mögen. Lege der Gesetzgeber ein Berufsbild fest, sei er nicht starr an bestehende, 

traditionelle Vorprägungen gebunden, sondern durchaus befugt, modifizierende Regelungen 

zu treffen und überkommene Berufsbilder zu ändern. Dabei müsse er allerdings beachten, 

dass er mit solchen Regelungen in die durch Art. 12 Abs. 1 GG gewährleistete Berufsfreiheit 

eingreife. Er dürfe daher nicht nur willkürfrei handeln, sondern müsse auch die für dieses 

Grundrecht geltenden besonderen Ausprägungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 

beachten und das schutzwürdige Vertrauen der in überkommenen Berufen Tätigen 

berücksichtigen.  

Diese Anforderungen seien hier erfüllt. Gesetzliche Berufsbildfixierungen müssten dem 

Sachverhalt, den sie erfassten, und seinen Veränderungen gerecht werden. Eine aus Art. 12 

Abs. 1 GG folgende Anpassungspflicht setze also voraus, dass bereits gesetzliche 

Berufsbildregelungen bestehen. Das sei hier aber - zumindest weitgehend - gerade nicht der 

Fall. Das HeilprG erfasse ein Berufsfeld, ohne nach Aus- und Vorbildung oder Berufsbildern zu 

differenzieren. Ein grundrechtswidriger, die autonome Entwicklung eines Berufsbildes 

willkürlich beeinträchtigender Eingriff sei unter dieser Voraussetzung nur vorstellbar, wenn 

die generalisierende Regelung nicht das gesamte Spektrum des einschlägigen beruflichen 

Umfeldes sachlich angemessen abdecke. Sie dürfe daher keine Bestimmungen enthalten, die 

nur einen Ausschnitt des Berufsfeldes erfassten oder einem bestimmten Berufsbild entlehnt 

seien und ohne zureichenden Grund auf das ganze Berufsfeld erstreckt würden.  

Um eine solche, nicht dem gesamten Berufsfeld gerecht werdende Regelung handele es sich 

bei der Erlaubnispflicht des § 1 Abs. 1 HeilprG nicht. Dass heilkundliche Tätigkeit grundsätzlich 

nicht erlaubnisfrei sein solle, habe im Hinblick auf die Volksgesundheit unterschiedslos seinen 
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und den Angehörigen dieses Berufs nützen könne. Das ändere aber nichts daran, dass der 

einzelne Diplom-Psychologe kein Recht auf differenziertere, anspruchsvollere 

Berufszulassungsvorschriften habe. 

Als verfassungsrechtlich bedenklich bezeichnete das Bundesverfassungsgericht dann aber den 

in § 1 Abs. 3 HeilprG statuierten Zwang, die Berufsbezeichnung "Heilpraktiker*in" zu führen. 

Mit diesem Begriff seien fest umrissene Vorstellungen verbunden, die mit der Tätigkeit der 

akademisch ausgebildeten Psychotherapeut*innen so gut wie nichts zu tun hätten. Die Praxis 

der Bundesländer, die Führung der Bezeichnung "Heilpraktiker*in" von den 

Psychotherapeuten nicht mehr zu verlangen, wurde deshalb bestätigt.  

4.2.1.3 Die Einführung der sektoralen Heilkundeerlaubnis für die Psychotherapie 

Nachdem auf diese Weise die Überprüfung für diejenigen, die die Psychotherapie ausüben 

wollten, auf Kenntnisse und Fähigkeiten ihres Fachgebietes beschränkt wurde, fehlte nur ein 

kleiner logischer Schritt zur Einführung einer auf einen bestimmten Sektor beschränkten 

Heilpraktikererlaubnis. Unter Aufgabe seiner früheren Rechtsprechung vollzog das 

Bundesverwaltungsgericht113 ihn im Jahr 1993 mit der Begründung, das formale solle mit dem 

materiellen Recht in Einklang gebracht werden: Für diejenigen Personen, die nur auf dem 

Gebiet der Psychotherapie tätig sein wollten, sollte die Überprüfung der Kenntnisse und 

Fähigkeiten auf das Teilgebiet der Psychotherapie inhaltlich begrenzt sein. Bislang war die 

Erlaubniserteilung gleichwohl umfassend erfolgt mit dem Hinweis, sich auf dieses Gebiet zu 

beschränken. Jetzt aber sollte auch formal eine nur eingeschränkte Erlaubnis zur Ausübung 

der Heilkunde erteilt werden können. Eine Diplom-Pädagogin, die nur die Psychotherapie 

ausüben wollte, konnte auf diese Weise erstmals eine auf den Sektor beschränkte 

Heilkundeerlaubnis erhalten. Dabei sollte zunächst nach Aktenlage entschieden werden. 

 
 

113  BVerwG, Urt. v. 21.01.93 - - 3 C 34.90 -, BVerwGE 91, 356 ff. 1993. 
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Blockierungen und Subluxationen (Gelenkverletzungen mit Verschiebung der 

gelenkbildenden Knochenenden, bei der die Gelenkflächen partiell noch in Berührung bleiben) 

manuell gelöst werden.126 

4.2.5.1 Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 25.06.1970 

Dass es sich bei chiropraktischen Behandlungen um die Ausübung von Heilkunde handelt, hat 

bereits das Bundesverwaltungsgericht127 im Jahr 1970 festgestellt. In dieser Entscheidung ging 

es nicht um die Erteilung einer (sektoralen) Erlaubnis zur Ausübung der Heilkunde, sondern 

um das an einen selbständig tätigen Masseur gerichtete Verbot, die Chiropraktik auszuüben, 

selbst wenn sie von einem Arzt oder Heilpraktiker angeordnet und beaufsichtigt sei. Dabei war 

unstreitig, dass die Chiropraktik nicht zu den erlaubten Tätigkeiten eines Masseurs gehörte. 

Interessant ist das damals vorherrschende Verständnis heilkundlicher Berufe untereinander: 

Heilhilfstätigkeiten, zu denen etwa die der medizinischen Masseur*innen, 

Krankenpfleger*innen oder medizinisch-technischen Assistent*innen zählten, erforderten 

nach Auffassung des Gerichts kein ärztliches Fachwissen. Der Funktionsbereich der in der 

Krankenpflege oder als Hilfskräfte in der Gesundheitspflege tätigen Personen lasse sich von 

der den Ärzt*innen vorbehaltenen Tätigkeit klar abgrenzen. Kennzeichnend für eine 

Heilhilfstätigkeit sei ferner, dass zwischen den nichtärztlichen Hilfskräften und den Ärzt*innen 

ein Unterordnungsverhältnis bestehe. Je nach Art, Schwierigkeitsgrad und Gefährlichkeit der 

besonderen (Hilfs-) Funktion unterlägen die Hilfskräfte in der Gesundheitspflege einer mehr 

oder weniger intensiven Anleitung und Beaufsichtigung durch Ärzt*innen.  

Demgegenüber könne die chiropraktische Behandlung nicht in einzelne Funktionen aufgeteilt 

werden, die teils von Ärzt*innen, teils von Chiropraktiker*innen ausgeübt werden könnten. 

Die diagnostische Tätigkeit und die praktische Durchführung der chiropraktischen Handgriffe 

ließen sich nicht voneinander trennen. Der Chiropraktiker müsse in der Lage sein, den 

ärztlichen Befund nachzuprüfen und die chiropraktische Behandlung erforderlichenfalls im 

 
 

126  VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 24.07.19 - 9 S 1460/18, GesR 2019, S. 674 unter Bezugnahme auf 
Pschyrembel-online Klinisches Wörterbuch 

127  BVerwG, Urteil v. 25.06.70 - I C 53.66, BVerwGE 35, S. 308 = NJW 1970, 1987. 
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i) sich aus einer Überprüfung der Kenntnisse und Fähigkeiten des 
Antragstellers durch das Gesundheitsamt, die auf der Grundlage von 
Leitlinien zur Überprüfung von Heilpraktikeranwärtern durchgeführt 
wurde, ergibt, dass die Ausübung der Heilkunde durch den 
Betreffenden eine Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung (bis 
dahin: Volksgesundheit) oder für die ihn aufsuchenden Patientinnen 
und Patienten bedeuten würde.  

Nr. 2: Ergänzung durch § 2 Abs. 1 S. 2 und 3 HeilprGDV_1 

Das Bundesministerium für Gesundheit macht Leitlinien zur Überprüfung 
von Heilpraktikeranwärtern bis spätestens zum 31.12.2017 im 
Bundesanzeiger bekannt. Bei der Erarbeitung der Leitlinien sind die Länder 
zu beteiligen.  

1.2 Inkrafttreten 

Gemäß Art. 18 Abs. 1 PSG III trat das Gesetz mit Wirkung zum 01.01.2017 in Kraft. Dazu zählten 

Art. 17e und Art. 17f Nr. 2 PSG III. 

Gemäß Art. 18 Abs. 4 PSG III trat Art. 17f Nr. 1 PSG III drei Monate nach der Bekanntmachung 

der Leitlinien zur Überprüfung von Heilpraktikeranwärter*innen in Kraft.135 Die Leitlinien 

wurden am 22.12.2017 bekannt gemacht. § 2 Abs. 1 S. 1 i) HeilprGDV_1 trat am 22.03.2018 in 

Kraft.136 

1.3 Anlässe zur Überprüfung  

Eine Veranlassung zur Überprüfung dieser Bestimmungen gibt es aus drei Gründen: 

1.3.1. Änderung einer Rechtsverordnung durch den Gesetzgeber 

Formal betrachtet, verabschiedet die Legislative Gesetze. Der Erlass von Rechtsverordnungen 

ist hingegen Sache der Exekutive. Hier wurde jedoch mit Art. 17f PSG III eine ministerielle 

Verordnung durch den Gesetzgeber geändert und ergänzt. 

Damit ist die Frage aufgeworfen, ob die Rechtsverordnung nunmehr in den Rang eines 

Gesetzes gehoben wurde. Sollte dies nicht der Fall sein, wäre zu entscheiden, ob der 

 
 

135  Art. 18 Abs. 1 und Abs. 4 PSG III.  
136  BGBl. I Nr. 3 S. 126 vom 19.01.2018 
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allzu schnell die Autorität des jeweiligen Parlaments untergraben. Nur ein Verfassungsgericht 

darf ein Gesetz für nichtig erklären.138 

Im Falle vorkonstitutionellen Rechts steht den Gerichten selbst die Befugnis zu, Normen als 

verfassungswidrig nicht anzuwenden, denn der Gesetzgeber, der vorkonstitutionelle 

Regelungen getroffen hat, existiert nicht mehr (Negative Verwerfungskompetenz).139 Wenn 

allerdings der heutige Gesetzgeber die vorkonstitutionellen Normen in seinen eigenen Willen 

aufgenommen hat, könnten die Fachgerichte mit der Verwerfung einer solchen Norm in 

Befugnisse der Bundes- oder Landesgesetzgeber eingreifen. Deshalb hat das 

Bundesverfassungsgericht die negative Verwerfungskompetenz den Gerichten nicht 

zugebilligt, wenn von einer Aufnahme in den gesetzgeberischen Willen auszugehen ist.140  

Bezogen auf das HeilprG hatte das Bundesverwaltungsgericht am 24.01.1957 geäußert, der 

Gesetzgeber habe die Möglichkeit, über das Nebeneinander von zwei Heilberufen anders zu 

entscheiden.141 In der Entscheidung des Bundesverfassungsgericht vom 10.05.1988 äußerte 

das Gericht, der Erlaubniszwang des HeilprG erfülle einen vom Willen des Gesetzgebers 

gedeckten Sinn.142 Beide Entscheidungen sprechen also für die Annahme, der Gesetzgeber 

habe das HeilprG in seinen Willen aufgenommen. 

Inzwischen hat er mit § 2 Abs. 1 HeilprG eine der wenigen Bestimmungen des HeilprG ergänzt, 

ohne die übrigen in Frage zu stellen. Diese Bestimmung betrifft einen wesentlichen 

Regelungsgegenstand, denn neben dem Heilkundebegriff und der Sanktion der Ausübung der 

Heilkunde ohne Erlaubnis ist von dem ursprünglichen Gesetz nur der Zugang zum Beruf 

übriggeblieben. Für ihn wurden neue Regelungen geschaffen. Wenn aber der Gesetzgeber 

 
 

138  Morgenthaler, in: Epping/Hillgruber, Art. 100 GG Rdnr. 23. 
139  BVerfG, Urteil v. 24.02.53 - 1 BvL 21/51 -; BVerfG, Kammerbeschluss v. 13.08.98 - 1 BvL 25/96, NJW 1998, 

S. 3557; BVerfG, Beschluss v. 04.06.85 - 1 BvL 14/84 -, BVerfGE 70, S. 126; BVerwG, Urt. v. v. 02.03.67 - I C 
52.64, BVerwGE 26, S. 254 = NJW 1967, 611. 

140  BVerfG, Beschluss v. 04.06.85 - 1 BvL 14/84 -, BVerfGE 70, S. 126; BVerfG, Kammerbeschluss v. 13.08.98 - 1 
BvL 25/96, NJW 1998, S. 3557. 

141  BVerwG, Urt. v. 24.01.57 - I C 194.54, BVerwGE 4, S. 250 1. Teil: B.3.2 Die Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 24.01.1957, S. 27 

142  BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - - 1 BvR 482/84; 1 BvR 1166/85 -, BVerfGE 78, 179 ff. = NJW 1988, 2290 ff.1. 
Teil: B.4.2.1.2 Erster Teil der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 10.05.1988, S. 36 
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diesen wesentlichen Teil der Materie angeht und sie im Übrigen bestehen lässt, ist von der 

Aufnahme in seinen Willen auszugehen.143 Schließlich sind die langjährigen Forderungen, die 

Materie grundlegend anders zu regeln, offensichtlich über 70 Jahre lang nicht aufgegriffen 

worden.144 Damit gilt das Heilpraktikerrecht als aktuelles und nicht bloß geduldetes Recht 

fort.145 Die Kompetenz, es zu verwerfen, steht dem Bundesverfassungsgericht zu. 

Die Fortgeltung vorkonstitutionellen Rechts betrifft nicht nur Gesetze, sondern nach Art. 123 

Abs. 1 GG auch die untergesetzlichen Rechtsnormen.146 Das sind insbesondere 

Rechtsverordnungen. Die Ausführungen gelten für die HeilprGDV_1 entsprechend.  

2.2 Maßstab des Art. 129 Abs. 3 GG 

Art. 129 Abs. 1 GG verlagert die Zuständigkeiten zum Erlass von Rechtsverordnungen oder 

allgemeinen Verwaltungsvorschriften auf die nach neuem Recht zuständigen Bundes- oder 

Landesbehörden. So ist nicht mehr der Reichsminister des Inneren, sondern das 

Bundesministerium für Gesundheit zuständig. 

Art. 129 Abs. 3 GG enthält eine inhaltliche Einschränkung von Verordnungsermächtigungen. 

Das sind Normen, mit denen Exekutivorganen die Befugnis zum Erlass von verbindlichem 

Recht erteilt wird. Soweit Rechtsvorschriften zu ihrer Änderung oder Ergänzung oder zum 

Erlass von Rechtsvorschriften anstelle von Gesetzen ermächtigen, sind diese Ermächtigungen 

aufgrund von Art. 129 Abs. 3 GG erloschen. 

Hier geht es weder um das Gesetz noch um die Rechtsvorschriften selbst, sondern um die 

Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Gesetzgebung und Verwaltung.  

Bezogen auf das Heilpraktikerwesen darf, wenn die Einschränkung nicht gilt, gem. § 7 HeilprG 

der Bundesminister für Gesundheit die zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes 

 
 

143  Kenntner, Vergabe von sektoralen Heilpraktikererlaubnissen nach Verwaltungsermessen, NVwZ 2020, S. 
438  

144  1. Teil: B.4.1 Diskussionen um die umfassende Heilpraktikererlaubnis, S. 30 
145  a.A. Sodan/Hadank, Rechtliche Grenzen der Umgestaltung des Heilpraktikerwesens S. 22 
146  BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - - 1 BvR 482/84; 1 BvR 1166/85 -, BVerfGE 78, 179 ff. = NJW 1988, 2290 ff.; 

Remmert, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 80 GG Rdnrn. 45 bis 48; Uhle, in: Epping/Hillgruber, Art. 129 GG 
Rdnr.1. 
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materiellen Rechts diene, von Ergänzungsermächtigung, wenn darüber hinaus dem 

Verordnungsgeber inhaltliche Änderungen erlaubt würden. 

Das Bundesverfassungsgericht äußerte, gegen die Durchführungsermächtigung bestünden an 

sich keine Bedenken. Inhalt, Zweck und Ausmaß der auf § 7 HeilprG gestützten Verordnungen 

ließen sich zwar aus der blankettartigen Formulierung der Ermächtigungsnorm nicht 

entnehmen. Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG, der dies verlange, sei jedoch auf vorkonstitutionelle 

Ermächtigungen nicht anwendbar. Deren Bestand richte sich ausschließlich nach Art. 129 GG. 

Die strengeren Anforderungen des Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG fänden nur dann Anwendung, wenn 

das materielle Recht, zu dessen Durchführung die Verordnung diene, nach Inkrafttreten des 

Grundgesetzes wesentlich geändert worden sei. Zum Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts 

war das nicht der Fall. 

Dennoch konnte § 7 HeilprG das Verbot der Erlaubniserteilung an Ausländer*innen nicht 

tragen. Das Bundesverfassungsgericht erklärte dies so: Selbst, wenn man den Begriff 

"Durchführung" weit auslege: Zweck des Gesetzes sei es nach wie vor, die Patient*innen vor 

fachlich und charakterlich ungeeigneten Therapeut*innen zu schützen. Damit habe das 

absolute Verbot der Erlaubniserteilung an Ausländer*innen aber nichts gemein.  

Auch auf die in § 7 HeilprG seinerzeit enthaltene Ergänzungsermächtigung lasse sich das 

Verbot nicht zurückführen. Das ergebe sich allerdings nicht ohne weiteres daraus, dass dieser 

Teil der Vorschrift nach Art. 129 Abs. 3 GG inzwischen erloschen sei; denn das nachträgliche 

Fortfallen der Ermächtigungsgrundlage sei für den Bestand ordnungsgemäß erlassener 

Rechtsverordnungen ohne Einfluss.  

Dennoch könne die außer Kraft getretene Ergänzungsermächtigung hier nicht mehr als 

Grundlage für die in Rede stehende Verordnungsbestimmung herangezogen werden. Dabei 

brauche nicht entschieden zu werden, ob solche Ermächtigungen nahezu 40 Jahre nach ihrem 

Erlöschen als hinreichende Legitimation für derart weitgehende Grundrechtseingriffe wie das 

ausnahmslose Verbot einer Berufszulassung angesehen werden könnten. Zweifelhaft sei das 

insbesondere deswegen, weil der in den Übergangsbestimmungen des Grundgesetzes 

enthaltene Verzicht auf heutigen Anforderungen entsprechende Eingriffsgrundlagen auch von 
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der Erwägung getragen worden sei, regellose Zustände zu vermeiden; seither habe der 

Gesetzgeber genügend Zeit gehabt, rechtsstaatlichen Erfordernissen Rechnung zu tragen.  

Hier reiche die erloschene Ergänzungsermächtigung jedenfalls deswegen nicht mehr aus, das 

Verbot des § 2 Abs. 1 Buchst. b) HeilprGDV_1 zu rechtfertigen, weil sich der Sinn des HeilprG 

inzwischen in sein Gegenteil verkehrt habe. Ließe sich die Versagung der Erlaubnis für 

Ausländer*innen gegebenenfalls noch als Fortführung der Absicht ansehen, den Berufsstand 

der Heilpraktiker*innen zu schließen, habe sie zu der jetzigen, geänderten Funktion des 

Gesetzes keinerlei inhaltlichen Bezug mehr. Der Bedeutungswandel des Gesetzes, dem in 

Rechtsprechung und Verwaltungspraxis seit mehr als 30 Jahren Rechnung getragen werde, 

lasse einen Rückgriff auf die erloschene Ergänzungsermächtigung allenfalls für solche 

Verordnungsbestimmungen zu, die auch nach dem heutigen Verständnis des Gesetzes eine 

sinnvolle Einheit mit ihm bildeten. Eingriffe, die dazu in Widerspruch stünden, wie das 

ausnahmslose Berufsverbot für Ausländer*innen, entbehrten daher der erforderlichen 

gesetzlichen Grundlage. 

Im Ergebnis blieb damit § 7 HeilprG als zulässige Verordnungsermächtigung erhalten. Lediglich 

die Bestimmung der Durchführungsverordnung, wonach Ausländer*innen der Erwerb der 

Heilpraktikererlaubnis verboten war, wurde kassiert. 

2.2.2.2 Reflexion dieser Entscheidung 

Die von dem Bundesverfassungsgericht vorgenommene Unterscheidung zwischen einer 

Durchführungs- und einer Ergänzungsermächtigung versteht sich nicht von selbst. Zwar 

könnte sie das Regel-/Ausnahmeverhältnis widerspiegeln, wonach vorkonstitutionelle 

Ermächtigungsgrundlagen grundsätzlich erhalten bleiben und nur dann und so weit erlöschen, 

wie sie den Gewaltenteilungsgrundsatz missachten. Ginge es lediglich um die Durchführung / 

Umsetzung / Konkretisierung von Gesetzen bliebe der Gesetzgeber dazu befugt, die 

Verwaltung damit zu beauftragen. Ginge es um eine Ergänzung, dann sollen entsprechende 

Rechtsvorschriften schon nach dem Wortlaut des Art. 129 Abs. 3 GG erloschen sein. 

Gegen eine solche Differenzierung spricht jedoch, dass im nationalsozialistischen Staat der 

Jahre 1933 bis 1945 in weitem Umfang Rechtsetzungsbefugnisse auf die Exekutive übertragen 
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Ausgestaltung auf Länderebene anregen, eine substanzielle Änderung des Heilpraktikerrechts 

aber eigentlich nicht vornehmen wollen.  

Die Begründung des Gesetzes spricht jedoch eher für eine beabsichtigte wesentliche 

Änderung: Dort wird ausgeführt, die 89. Konferenz der Minister*innen und Senator*innen für 

Gesundheit der Länder habe festgestellt, dass die Anforderungen an die Erlaubniserteilung 

nach dem Heilpraktikerrecht nicht mehr den Qualitätserfordernissen genügten, die aus 

Gründen des Patient*innenschutzes an die selbständige Ausübung der Heilkunde zu stellen 

seien. Das Bundesministerium für Gesundheit werde aufgefordert, die Leitlinien zur 

Überprüfung der Heilpraktikeranwärter*innen zu überarbeiten und gegebenenfalls 

auszuweiten, um einerseits dem Patient*innenschutz besser gerecht werden und andererseits 

bessere Voraussetzungen für die Einheitlichkeit der Kenntnisüberprüfungen schaffen zu 

können.  

Damit war erstmals intendiert, dass die Überprüfung nicht mehr nur dem Schutz der 

Gesundheit der Bevölkerung dienen sollte. Angesichts der Diskussionen, die schon 1869 um 

die Einführung oder Beschränkung der Kurierfreiheit geführt wurden - damals setzte sich die 

Auffassung durch, die Patient*innen können selbst entscheiden, ob sie auch unqualifizierte 

Behandler*innen in Anspruch nehmen158 - ist die jetzt vorgenommene Betonung des 

Patient*innenschutzes eine wesentliche Änderung, zumal sie mit einheitlichen, 

verbindlicheren Überprüfungen einhergehen sollte. Ob der Heilkundebegriff159 nach der 

Rechtsprechung diesen Schutz nicht schon lange ebenfalls erfasste, kann hier dahinstehen, 

denn es handelt sich nunmehr um eine gesetzliche Neuregelung. Der Gesetzeszweck wird 

ausgeweitet, der Zugang zum Heilpraktikerberuf einheitlicher und verbindlicher ausgestaltet. 

Weil sich einheitliche Leitlinien auch auf die Berufswahl derjenigen auswirken, die den 

Heilpraktikerberuf ausüben wollen, hat die Neuregelung auch grundrechtliche Relevanz.   

 
 

158  1. Teil: B.1 Die Zeit vor 1933, S. 22 
159  3. Teil: A.1.3 Anwendung der Maßstäbe auf den Heilkundebegriff, S. 98 
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3.1 Bedeutung und Inhalt von Art. 80 Abs. 1 GG 

Art. 80 Abs. 1 S. 1 GG begründet für den Gesetzgeber eine Befugnis, näher bestimmte Stellen 

der Exekutive zum Erlass von Rechtsverordnungen zu ermächtigen. Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG setzt 

dem insoweit Grenzen, als dabei Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigung bestimmt 

werden müssen. Art. 80 Abs. 1 S. 3 GG verlangt die Angabe der Rechtsgrundlage in der 

Verordnung. 

3.1.1. Rechtsverordnung, Verwaltungsvorschrift, Leitlinie als Begriff 

Das Grundgesetz definiert den Begriff der Rechtsverordnung nicht, sondern setzt ihn voraus. 

Es differenziert zwischen der auf einer gesetzlichen Ermächtigung beruhenden 

Rechtsverordnung und der ohne eine solche Ermächtigung zulässigen Ausführungs- oder 

Verwaltungsvorschrift. Unter einer Rechtsverordnung wird traditionell ein untergesetzlicher 

und allgemeinverbindlicher Rechtssatz verstanden, der von der Exekutive erlassen wird (sog. 

materieller Verordnungsbegriff). Es werden aber auch alle Vorschriften darunter subsumiert, 

die von einem Organ der Exekutive erlassen, als Rechtsverordnung bezeichnet und in den für 

die Verkündung von Rechtsnormen vorgesehen Publikationsblättern veröffentlicht sind 

(formalisierter Verordnungbegriff). Dazu gehört auch die Bezeichnung des Gesetzes innerhalb 

der Vorschrift.161 

Demgegenüber sind Verwaltungsvorschriften Regelungen, die, ohne auf eine unmittelbare 

Rechtswirkung nach außen gerichtet zu sein, für eine abstrakte Vielzahl von Sachverhalten des 

Verwaltungsgeschehens innenrechtsverbindliche Aussagen treffen, u.a. als Auslegungs- und 

Ermessensrichtlinien. Der Unterschied besteht darin, dass Rechtsverordnungen wie ein Gesetz 

auch die Gerichte binden, die Exekutive also in die Gesetzgebung eingebunden ist. 

Verwaltungsvorschriften haben demgegenüber eine Bindungswirkung ausschließlich 

innerhalb der Exekutive.162  

 
 

161  Remmert, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 80 GG Rdnrn. 24 bis 32; Uhle, in: Epping/Hillgruber, Art. 80 GG Rdnr. 
1 bis 4. 

162  Remmert, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 80 GG Rdnr. 208-215. 
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3.1.2. Konkretisierung des Gewaltenteilungsprinzips 

3.1.2.1 Allgemeine Ausführungen 

Art. 80 Abs. 1 GG ist eine Bestimmung, die das Prinzip der Gewaltenteilung im 

nachkonstitutionellen Recht konkretisiert.  

Die in Artikel 20 Absatz 2 Satz 2 GG normierte Teilung der Gewalten ist ein tragendes 

Organisations- und Funktionsprinzip des Grundgesetzes. Sie bezweckt vor allem eine 

politische Machtverteilung, das Ineinandergreifen der drei Gewalten und die daraus 

resultierende gegenseitige Kontrolle und Begrenzung mit der Folge der Mäßigung der 

Staatsgewalt. Darüber hinaus will sie sicherstellen, dass staatliche Entscheidungen von den 

Organen getroffen werden, die nach ihrer Organisation, Zusammensetzung, Funktion und 

Verfahrensweise über die besten Voraussetzungen für eine möglichst sachgerechte 

Entscheidung verfügen. Der im Grundgesetz niedergelegte Grundsatz der Gewaltenteilung 

zielt zwar nicht auf eine strikte Trennung der Staatsfunktionen ab. Gleichwohl muss die in der 

Verfassung vorgenommene Gewichtsverteilung zwischen den drei Gewalten gewahrt werden, 

damit keine Gewalt ein von der Verfassung nicht vorgesehenes Übergewicht über eine andere 

erhält. Ebenso wenig darf eine Gewalt der für die Erfüllung ihrer verfassungsgemäßen 

Aufgaben erforderlichen Zuständigkeiten beraubt werden. Der Kernbereich ihrer 

Entscheidungsbefugnis ist unantastbar. Damit ist ausgeschlossen, dass eine der Gewalten die 

ihr von der Verfassung zugeschriebenen typischen Aufgaben verliert.166 

Art. 80 Abs. 1 GG belegt, dass die beiden Staatsgewalten miteinander verzahnt sind. Abs. 1 S. 

1 GG erlaubt dem Gesetzgeber, die Exekutive mit der Rechtsetzung zu beauftragen. Dies ist 

eine Aufgabe, die von der Idee her ihm allein zukommt. Zwischen der abstrakten Bestimmung 

des Wesentlichen einer Materie wie z.B. des Heilpraktikerrechts durch den Gesetzgeber und 

der Anwendung eines Gesetzes im Einzelfall durch die Verwaltung können zahlreiche 

gleichgeartete Fallkonstellationen liegen, die je nach Materie keiner Entscheidung durch das 

 
 

166  BVerfG, Beschl. v. 30.06.15 - 2 BvR 1282/11, BVerfGE 139, S. 321. 
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Parlament bedürfen. Zugleich sollen Verwaltungsentscheidungen ohne ein langwieriges 

Gesetzgebungsverfahren den Vorteil der Schnelligkeit für sich haben. 

Deshalb ist die in Art. 80 Abs. 1 S.1 GG vorgesehene Normsetzungsbefugnis der Verwaltung 

keine Durchbrechung des Gewaltenteilungsprinzips, sondern eher eine Konkretisierung und 

Limitierung: Wenn schon der Gesetzgeber von der Möglichkeit Gebrauch macht, seine 

Befugnis zu einem Teil auf die Exekutive zu übertragen, muss er dabei gemäß S. 2 Inhalt, Zweck 

und Ausmaß dieser Verordnungsermächtigung bestimmen.  

Nachdem Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG keine inhaltlichen Vorgaben macht, welche Materie in welcher 

Regelungsdichte auf die Exekutive übertragen werden kann, könnte es sich mehr um eine 

formale als eine inhaltliche Beschränkung handeln. Gleichwohl hat die Vorschrift, wie die 

Diskussion um Art. 129 Abs. 3 GG gezeigt hat, gegenüber dem allgemeinen 

Gewaltenteilungsprinzip eigenständige Bedeutung. Indem der Gesetzgeber Inhalt, Zweck und 

Ausmaß der Verordnungsermächtigung bestimmen muss, ist eine Rückbesinnung gefordert, 

der Exekutive nicht alles selbst zu überlassen. 

3.1.2.2 Rechtsverordnungen durch den Gesetzgeber 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu beantworten, ob der Gesetzgeber eine 

Rechtsverordnung erlassen oder abändern kann. 

Teilt man die Gewalten zunächst einmal streng, dann gehört der Erlass von 

Rechtsverordnungen in den Aufgabenbereich der Verwaltung und derjenige von Gesetzen in 

die Legislative.167 Andererseits liegen Rechtsverordnungen im Rang unter den Gesetzen, so 

dass der Gesetzgeber sicher befugt wäre, mit einem Gesetz eine Rechtsverordnung zu 

ersetzen. Zudem kann es sich gelegentlich der Neubestimmung einer Materie als praktisch 

erweisen, mit dem bisherigen Gesetz sozusagen in einem Aufwasch auch die dazu gehörige 

Rechtsverordnung anzupassen.168 So könnte es nahegelegen haben, § 2 Abs. 1 HeilprG mit 

 
 

167  BVerfG, Kammerbeschluss v. 30.04.96 - 2 BvL 20/94, NJW 1997, S. 261. 
168  Remmert, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 80 GG Rdnrn. 88-97. 
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3.1.3. Konkretisierung des Demokratieprinzips 

Art. 80 GG ist zugleich eine Bestimmung, die das Demokratieprinzip konkretisiert. 

Gem. Art. 20 Abs. 2 S.1 GG geht die Staatsgewalt vom Volke aus. Seine Vertreter*innen 

entscheiden über das Zusammenleben durch den Erlass von Gesetzen. Sie haben durch den 

Bundestag eine besondere Legitimation, die Rechtsverordnungen so nicht zukommt. Darüber 

hinaus ist das Gesetzgebungsverfahren bestimmt durch die Suche nach einem Konsens und 

angelegt für eine Diskussion in der Öffentlichkeit. Diese Ausrichtung fehlt dem Erlass von 

Rechtsverordnungen durch die Exekutive. 

Indem Art. 80 Abs. 1 S. 1 GG dem Gesetzgeber die Möglichkeit eröffnet, der Exekutive einen 

Teil der Normsetzung zu überlassen, entlastet die Vorschrift ihn für die wesentliche 

Parlamentsarbeit und stellt zugleich klar, dass die Verwaltung berechtigt ist, unabhängig vom 

Einzelfall die Detailarbeit zu leisten. Wiederum setzt Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG hier eine Grenze, 

denn es bleibt immer noch die Pflicht des Gesetzgebers, dabei Inhalt, Zweck und Ausmaß 

dieser Delegation selbst zu bestimmen. Damit soll seine eigentliche Funktion, kraft seiner 

Legitimation über das Wesentliche einer Materie selbst zu entscheiden, gewahrt bleiben.172 

Diese Funktion kommt dem Gesetzgeber auch ohne diese Bestimmungen zu. Deshalb ist hier 

wie schon bei den Ausführungen zum Gewaltenteilungsprinzip zu erörtern, ob und welche 

eigenständige Bedeutung Art. 80 Abs. 1 GG zukommt. Die Begriffe Gesetzes- bzw. 

Parlamentsvorbehalt kennzeichnen das allgemeine Prinzip, dass die Exekutive in bestimmten 

Bereichen nicht ohne gesetzliche Grundlage tätig werden darf (Gesetzesvorbehalt) bzw. dass 

bestimmte Bereiche auch gesetzlich nicht an die Exekutive übertragen werden dürfen 

(Parlamentsvorbehalt). Normen, die diese Vorbehalte nicht einhalten, sind verfassungswidrig, 

ohne dass es auf die Einhaltung von Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG ankommt. Somit könnte die Frage, 

welche Bereiche der Legislative bzw. dem Parlament zur Entscheidung vorbehalten sind, in 

dieser Untersuchung auch vorrangig gestellt werden.173 

 
 

172  Remmert, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 80 GG Rdnr. 7. 
173  Remmert, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 80 GG Rdnr. 70. 
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Voraussetzungen entsprechen könnten. Hier ist zwar ein neuer Zweck festgelegt, den die 

Überprüfung und damit auch die zu erlassende Rechtsverordnung erfüllen soll: sie sollen 

nunmehr auch dem Schutz der Patient*innen dienen, die die Erlaubnisinhaber*innen 

demnächst aufsuchen wollen. Dann fehlen aber Inhalte, m.a.W. Qualifikationsanforderungen, 

die mit dem Gesetz gesteigert werden sollten, und auch das Ausmaß der Verordnung, ihre 

Verbindlichkeit, ist nicht festgelegt. Es manifestiert sich so der Eindruck, der Gesetzgeber 

selbst habe sich nicht festlegen wollen. 

Das bestätigt sich durch § 2 Abs. 1 S. 2 und 3 HeilprGDV_1. Die Vorschrift enthält die 

Ankündigung der Veröffentlichung von Leitlinien, die gemeinsam mit den Ländern 

ausgearbeitet werden sollen. Sie sollen gem. S.1 die Grundlage für die Überprüfung bilden. 

Das ist vage, denn der Begriff der Leitlinie verspricht keine Verbindlichkeit. Wenn man sich 

von diesem Begriff löst, könnten die Leitlinien selbst als (eigene) Rechtsverordnung angesehen 

werden. Dafür gibt es jedoch im Gesetz keinen Anhalt. Auch in der Veröffentlichung der 

Leitlinien wird auf Gesetz und Durchführungsverordnung Bezug genommen.177 Daraus ergibt 

sich kein eigenständiger Rechtsnormcharakter. Selbst wenn man hier eine neue Verordnung 

erkennen würde, wären die Anforderungen des Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG mangels bestimmbarer 

Inhalte der Leitlinien und einer Festlegung ihres Ausmaßes nicht erfüllt. Deshalb kann hier nur 

davon ausgegangen werden, dass die Leitlinien selbst keinen Rechtsnormcharakter haben 

(sollten).   

3.2.2. Inhaltliche Betrachtung 

Die Neuregelung enthält drei Themenkomplexe, aus denen sich womöglich klarere 

Erkenntnisse zu der Frage ergeben, ob der Gesetzgeber inhaltlich die Grenzen zwischen 

Legislative und Exekutive bedacht und diese durch Aussagen zu Inhalt, Zweck und Ausmaß der 

Verordnungsermächtigung gezogen hat.   

 
 

177 Heilpraktikerüberprüfungsleitlinien - Bekanntmachung von Leitlinien zur Überprüfung von 
Heilpraktikeranwärterinnen und -anwärtern nach § 2 des Heilpraktikergesetzes in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 Buchstabe i der Ersten Durchführungsverordnung zum Heilpraktikergesetz, BAnZ (07.12.2017), 1 
bis 5. 
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Heilkundeerlaubnisse ausschließlich Angelegenheit der Exekutive sein soll, offen. Eine 

Einschränkung durch den Gesetzgeber in Bezug auf ein Thema, das zugleich auch das 

Berufsbild der Gesundheitsfachberufe betrifft, die gesetzlich normiert sind, ist jedenfalls nicht 

ersichtlich. Auch insoweit setzt die Neuregelung in Bezug auf Inhalt, Zweck und Ausmaß der 

Exekutive keine Grenzen. 

4. Zwischenergebnis und Konsequenzen 

Nach der hier vertretenen Auffassung war der Gesetzgeber bei der Neuregelung der Jahre 

2017/18 nicht dazu berechtigt, die Durchführungsverordnung zum HeilprG zu ändern und im 

Rang einer Rechtsvorschrift zu belassen. Zumindest hätte er dabei den Maßstab des Art. 80 

Abs. 1 S. 2 GG einhalten müssen. Das ist nicht der Fall: Der Gesetzgeber hat weder formal noch 

inhaltlich die Grenzen zwischen Legislative und Exekutive bedacht und diese durch Aussagen 

zu Inhalt, Zweck und Ausmaß der Verordnungsermächtigung gezogen. 

Der Gutachter hält § 7 HeilprG mit dem in § 2 Abs. 1 HeilprG veränderten Inhalt und § 2 Abs. 

1 HeilprGDV_1 einschließlich der Leitlinien zur Überprüfung der Heilpraktikeranwärter*innen 

für verfassungswidrig. Die Neuregelung hat ihre Ziele verfehlt, für mehr Schutz der 

Patient*innen zu sorgen und gleichzeitig eine größere Einheitlichkeit und Verbindlichkeit bei 

der Überprüfung zur Erteilung von Erlaubnissen herzustellen. Wenn die Auffassung zutrifft, 

sind die Behörden, die diese Erlaubnis erteilen, in ihrer Entscheidungsfindung weitestgehend 

frei. Das Heilpraktikerrecht bliebe wie bisher der Verwaltung und der Rechtsprechung 

überlassen. 

Verfassungsrechtliche Zweifel an der Neuregelung wurden bislang auch von Kenntner192 

geäußert. Eine eingehendere Diskussion der aufgeworfenen Fragen steht jedoch noch aus. 

Folgt man der hier skizzierten193, aber nicht vertretenen Gegenmeinung, dann hat die 

Neuregelung keine Veränderung herbeigeführt, und das Heilpraktikerrecht bleibt 

 
 

192  Kenntner, Vergabe von sektoralen Heilpraktikererlaubnissen nach Verwaltungsermessen, NVwZ 2020, S. 
438. 

193  S. 73 
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Eine ähnliche Fragestellung ist aufgeworfen, wenn der Bundesgesetzgeber das Verbot der 

Durchführung von Alternativheilkunde für Ärzt*innen aufstellen wollte. 207 Ein solches Verbot 

hätte sicher für einen größeren Teil der Berufstätigen einen tiefgreifenderen 

verfassungsrechtlichen Eingriff zur Folge als das Verbot nur einzelner Methoden. 

Insbesondere, wenn einzelne Ärzt*innen die Alternativheilkunde anstelle der Schulmedizin 

ausgeübt haben oder ausüben wollten, ist zu diskutieren, ob es sich dann noch um eine bloße 

Berufsausübungs- oder nicht doch schon um eine Berufswahlregelung handelte, für die der 

Bund zuständig ist.208   

Die Problematik der Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergab sich bei der Aufstellung von 

Verboten im Rahmen des ESchG; die Verbote richten sich in erster Linie an Ärzt*innen und 

Naturwissenschaftler*innen. Aus diesem Grund wurde das Gesetz unter Berufung auf die 

Kompetenz gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG als strafrechtliches Nebengesetz erlassen.209  Da § 5 

HeilprG einen Verstoß gegen den Erlaubnisvorbehalt unter Strafe stellt, liegt es nahe, auch die 

Überschreitung einer Erlaubnis wegen einzelner, verbotener Methoden, ebenfalls unter 

Berufung auf diese Kompetenznorm zu erlassen. Behördliches Einschreiten gegen derlei 

Tätigkeiten dürfte hingegen als Kontrolle der Berufsausübung Ländersache sein; 

entsprechende Ermächtigungsgrundlagen sind dort zu verankern. 

2.4 Kompetenzverteilungsregeln zwischen Bund und Ländern 

Im Rahmen der Zweiteilung der Gesetzgebungskompetenzen sind die 

Kompetenzverteilungsregeln zu beachten: nach Art. 72 Abs. 1 GG sind die Länder für die 

Gesetzgebung zuständig, aber wenn der Bund eine in Art. 74 GG genannte Materie an sich 

zieht, ist sie für die Länder gesperrt. Art. 72 Abs. 2 GG stellt für den Bund neben den Grenzen 

der Kompetenztitel des Art. 74 GG eine zusätzliche Schranke auf:210 Das Gesetzgebungsrecht 

steht ihm nur zu, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im 

 
 

207  Schöne-Seifert, Münsteraner Memorandum Heilpraktiker. 
208  3. Teil: B.4.3.1.4 Das Berufsbild als Unterscheidungsmerkmal, S. 176; vgl. auch 3. Teil: B.6.1.2 Ärztliche 

Therapiefreiheit im Speziellen, S. 198 
209  Arndt, Biotechnologie in der Medizin.S. 62 Fußn. 146 
210  BVerfG, Urt. v. 24.10.02 - 2 BvF 1/01, BVerfGE 106, S. 62 = NJW 2003, 41-58. Rdnr. 291 des juris-Umdrucks 
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Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen 

Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Diese Schranke gilt auch für 

eine Änderung des Heilpraktikerrechts. Sie dürfte leicht zu überwinden sein, denn sowohl der 

Heilkundebegriff als auch die Zulassungsvoraussetzungen für den Heilpraktikerberuf können 

zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit nur einheitlich geregelt werden.
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Formulierung des Grundgesetzes bereits bekannt war und hier nun einmal von körperlicher 

Unversehrtheit die Rede ist. Sodann hat das Bundesverfassungsgericht festgehalten, dass das 

in Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG beschriebene Grundrecht vor dem Hintergrund der 

nationalsozialistischen Diktatur mit ihren Verbrechen, ihrer Infragestellung der 

Existenzberechtigung ganzer Völker und Bevölkerungsteile und perfiden Diskriminierung sog. 

lebensunwerten Lebens überhaupt erst als solches normiert worden ist. Deshalb sind 

psychische Leiden, die das Befinden einer Person in einer Weise verändern, die der Zufügung 

von Schmerzen entspricht, körperlichen Eingriffen gleichzusetzen.214 

1.2 Begründung und Reichweite von Schutzpflichten des Gesetzgebers 

Das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit schützt die Bürger*innen nicht nur 

als subjektives Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe. Vielmehr folgt aus seinem objektiv-

rechtlichen Gehalt die Pflicht der staatlichen Organe, sich schützend und fördernd vor die in 

Art. 2 Abs. 2 GG genannten Rechtsgüter zu stellen und sie insbesondere vor rechtswidrigen 

Eingriffen von Seiten Dritter zu bewahren.215 

Die Prüfung, ob diese Schutzpflicht derzeit erfüllt wird oder zukünftig besser erfüllt werden 

könnte, setzt eine sorgfältige Begründung und eine Bestimmung der Reichweite dieser Pflicht 

voraus. Die Gewährung ausreichenden Schutzes durch den Heilkundebegriff und das 

Heilpraktikerrecht wird zunächst in Frage gestellt und später genauer untersucht. 

1.2.1. Infragestellung ausreichenden Schutzes 

1.2.1.1 Zur heilkundlichen Tätigkeit 

Mit dem Begriff der Heilkunde definiert der Staat, welche Tätigkeit erlaubnispflichtig ist. 

Insoweit realisiert er seine Schutzverpflichtung für das Leben und die körperliche 

Unversehrtheit. Fasst er den Begriff zu eng, könnte dies zu Gefährdungen der körperlichen 

 
 

214  BVerfG, Urt. v. 26.02.20 - 2 BvR 2347/15, 2 BvR 651/16, 2 BvR 1261/16, 2 BvR 1593/16, 2 BvR 2354/16 u.a., 
juris; BVerfG, Beschluss v. 14.01.81 - 1 BvR 612/72, BVerfGE 56, S. 54 = NJW 1981, 1655-1659. Di Fabio, in: 
Maunz/Dürig/Herzog, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Rdnrn. 7-8; Di Fabio, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 2 Abs. 2 S. 1 
GG, Rdnr. 55-57. 

215  BVerfG, Urteil v. 25.02.75 - 1 BvF 1/74, 1 BvF 2/74, 1 BvF 3/74, 1 BvF 4/74, 1 BvF 5/74, 1 BvF 6/74, BVerfGE 
39, S. 1. 
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Die Diskussion hat der Gesetzgeber zum Anlass genommen, die Grenze für eine nicht 

allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard nicht entsprechende Leistung durch § 2 

Abs. 1a SGB V selbst zu ziehen: Das staatliche Gesundheitssystem stellt grundsätzlich nur die 

im dritten Kapitel SGB V genannten Leistungen unter Beachtung des 

Wirtschaftlichkeitsgebotes zur Verfügung, m.a.W. ausschließlich die in den Richtlinien des 

GBA vorgesehenen und im Sinne der Schulmedizin nachweislich wirksamen.275 Die in § 2 Abs. 

1a SGB V festgelegte Ausnahme besteht lediglich im Einzelfall einer lebensbedrohlichen, 

regelmäßig tödlich verlaufenden oder zumindest wertungsmäßig vergleichbaren Erkrankung, 

wenn eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine spürbare positive 

Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht. 

Somit besteht ein Anspruch auf eine staatliche Grundversorgung; ein individueller Anspruch 

auf bestimmte Leistungen ist aus dem Grundrecht hingegen nicht herzuleiten. Dem Art. 2 Abs. 

2 GG ist nur der Schutz der dort genannten Rechtsgüter zu entnehmen, nicht jedoch ein 

Anspruch auf Versorgung mit jedweder Therapie oder jedweden Therapeut*innen. Im 

Ausgangspunkt ist es Sache der einzelnen Personen, über die Art der Inanspruchnahme selbst 

zu entscheiden und auch die Bezahlung nicht von vornherein kollektiven Großsystemen zu 

überlassen.276 Das Grundrecht spricht vom individuellen Recht auf Leben und körperliche 

Unversehrtheit, daraus besteht eine staatliche Schutzverpflichtung, aber kein Anspruch auf 

Vollversorgung. 

Für die Alternativheilkunde und das Heilpraktikerrecht bedeutet dies den Ausschluss von der 

staatlichen Versorgung, weil der Wirksamkeitsnachweis der Methode bzw. der beruflich-

fachlichen Qualifikation nicht geführt wird.  

Für das so beschriebene Grundrecht kann aus der Existenz zusätzlicher Versorgungsangebote 

nichts gefolgert werden. IGeL-Leistungen sind bereits per definitionem empfehlenswerte oder 

aus ärztlicher Sicht vertretbare Optionen. Auch für die privat Versicherten und Beamt*innen 

 
 

275  Zuck, Das Recht der anthroposophischen Medizin 3. Kapitel 
276  Di Fabio, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, Rdnr. 51-52. 
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potenziell gesundheitsgefährdende Tätigkeiten zu vollziehen.308 Zum anderen führt aber auch 

die längst zum Regelfall gewordene Facharztqualifikation und die immense Spezialisierung in 

der modernen Medizin zu einer Heterogenität ärztlichen Fachwissens, so dass für die 

Abgrenzung von heilkundlicher zu nicht heilkundlicher Tätigkeit im Ergebnis unklar bleibt, 

welche ärztlichen, medizinischen oder doch vielleicht eher heilkundlichen Kenntnisse 

vorauszusetzen sind.309 

1.3.4. Differenzierung nach Gesundheitsgefahren 

Der Kern der Heilkundeformel liegt in der Abwehr möglicher Gesundheitsgefahren, also in der 

Frage, ob die Behandlung bei generalisierender und typisierender Betrachtungsweise 

gesundheitliche Schäden verursachen kann. Der Begriff der Behandlung wird hier in einem 

sehr weiten Sinne verstanden. Maßgeblich ist, ob die Tätigkeit medizinische Kenntnisse 

voraussetzt im Hinblick auf das Ziel, die Art, die Methode310 oder die Entscheidung, ob 

überhaupt mit der Behandlung begonnen werden darf.  

Zur Begründung wird auf eine der ursprünglichen Intentionen des HeilprG verwiesen, der 

Bevölkerung einen ausreichenden Rechtsschutz gegenüber Gesundheitsgefährdungen durch 

Unberufene zu geben.311 Dies ist das einzige legitime Anliegen des HeilprG geblieben, weshalb 

fraglos alle objektiv gefährlichen Verrichtungen, die zu Diagnose- oder Behandlungszwecken 

durchgeführt werden, unter den Begriff der Heilkundeausübung subsumiert werden 

 
 

308  Guttau, Nichtärztliche Heilberufe im Gesundheitswesen S. 81 nennt als Beispiel das Legen eines 
Blasenkatheters oder die Einstellung eines Intensivbeatmungsgerätes genannt, was in der Praxis beinah 
ausschließlich von Pflegefachkräften vorgenommen wird vgl. die divergierenden Entscheidungen zur 
Faltenunterspritzung von Kosmetiker*innen: bejahend: OVG NRW, Beschl. v. 28.04.06, MedR 2006, 487 ff.; 
BVerwG, Beschl. v. 25.06.07 - 3 B 82/06, NVwZ-RR 2007, 686 m. Anm. Achterfeld MedR 2013, 103-105; VGH 
Baden-Württemberg, Beschl. v. 10.07.06 - 9 S 519/06, MedR 2006, S. 733. 

309  Guttau, Nichtärztliche Heilberufe im Gesundheitswesen S. 78-81 
310  BVerwG, Urteil v. 14.10.58 - I C 25.56, NJW 1959, S. 833. 
311  BVerwG, Urt. v. 28.09.65 - - I C 105/63 -, NJW 1966 1966, S. 418; Reichs- und Staatsanzeiger Nr. 50, S. 2 

(Hrsg.), Amtliche Begründung zu dem Gesetz über die berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne 
Bestallung (Heilpraktikergesetz), https://digi.bib.uni-mannheim.de/viewer/reichsanzeiger/film/027-
8468/0433.jp2 (besucht am 20.02.2020). 
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Hier wurde aufgezeigt, dass Anforderungen an die Qualifikation der Behandler*innen weniger 

dem Schutz von Individuen und mehr dem Allgemeinwohl dient, einen rechtlichen Rahmen 

zur Ausübung von Heilkunde vorzuhalten.317 Er ist durch die hier für verfassungswidrig 

gehaltene Neuregelung noch nicht wirksam aufgestellt. Dementsprechend fehlt für das 

Heilpraktikerrecht ein generell-verbindlicher Bezug, welche Qualifikationen eine Person 

nachweisen muss, um einer bestimmten Tätigkeit, die dem Heilkundewesen vorbehalten ist, 

nachgehen zu dürfen. 

Für alle anderen Gesundheitsberufe außer dem Heilpraktikerberuf ist dieser rechtliche 

Rahmen durch die staatliche Ausbildung und Prüfung gesetzt. Im Falle einer 

Abschaffungslösung kann deshalb von einem ausreichenden Gesundheitsschutz ausgegangen 

werden. 

Will man diesen rechtlichen Rahmen zukünftig auch Heilpraktiker*innen zur Verfügung stellen 

und gleichzeitig Patient*innen schützen, wäre mit dieser Kompetenzlösung ein 

Paradigmenwechsel verbunden: heilkundliche Kenntnisse müssten positiv nachgewiesen 

werden. Die bisher erfolgte Prognosefeststellung, dass die beabsichtigte Tätigkeit als 

Heilpraktiker*innen keinen Schaden verursachen dürfte, würde für den Gesundheitsschutz 

nicht ausreichen.  

Es darf darüber spekuliert werden, ob nicht schon heute durch die Inhalte, welche mit den 

Leitlinien zur Überprüfung eingeführt sind, de facto eine Qualifikation abgefragt wird, ohne 

sie de iure so zu nennen. Jedenfalls können aus Sicht des Gutachters die bekannt gemachten 

Heilpraktikerüberprüfungsleitlinien318 oder auch die gemeinsamen Leitlinien von zwei 

 
 

317  3. Teil: A.1.2.2 Adressat*innen des Schutzes, S. 87 
318 Heilpraktikerüberprüfungsleitlinien - Bekanntmachung von Leitlinien zur Überprüfung von 

Heilpraktikeranwärterinnen und -anwärtern nach § 2 des Heilpraktikergesetzes in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 Buchstabe i der Ersten Durchführungsverordnung zum Heilpraktikergesetz, BAnZ (07.12.2017), 1 
bis 5. 
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Methoden entfernt sein, um von einer nennenswerten Gesundheitsgefährdung allein durch 

das Unterlassen von Arztbesuchen auszugehen.329 

Ebenso erweckt die Tätigkeit von Geistheiler*innen nicht den Eindruck, sie würden eine 

ärztliche Tätigkeit ersetzen, denn sie arbeiten nicht mit diagnostischen oder therapeutischen, 

sondern mit rituellen Methoden, und dies ist für jede Person, die sie aufsucht, erkennbar.330 

Der Schutz der körperlichen Unversehrtheit und des Lebens ist bei mittelbaren 

Gesundheitsgefährdungen weniger betroffen als die Freiheit der Patient*innen, sich für die 

Alternativheilkunde bzw. die Alternativ-Heilkundigen zu entscheiden. Deshalb wird diese 

Problematik bei dem Selbstbestimmungsrecht der Patient*innen vertieft erörtert.331 

1.3.5. Zur Neuregelung des Heilkundebegriffs: eine Dreiteilung 

1.3.5.1 Unterscheidung zwischen heilkundlicher und nicht-heilkundlicher Tätigkeit 

Die erste Bedeutung des Heilkundebegriffs besteht darin, zwischen heilkundlicher und nicht 

heilkundlicher Tätigkeit zu unterscheiden. Nach der Rechtsprechung liegt Heilkunde immer 

dann vor, wenn für eine Tätigkeit ärztliche Fachkenntnisse erforderlich sind und die 

Behandlung bei generalisierender und typisierender Betrachtungsweise gesundheitliche 

Schäden verursachen kann. Ob die Tätigkeit objektiv dazu geeignet ist, einen gesundheitlichen 

Erfolg herbeizuführen, ist unerheblich. 

Der Begriff der ärztlichen Fachkenntnisse ist besser mit heilkundlichen Kenntnissen 

beschrieben, denn ärztliche Kenntnisse gehen weit über das hier Erforderliche hinaus. 

Heilkundliche Kenntnisse werden auch bei der Ausübung anderer Gesundheitsfachberufe 

vorausgesetzt.  

In Bezug auf die Frage, ob eine bestimmte Tätigkeit Personen mit heilkundlichen Kenntnissen 

vorbehalten bleibt, hat der Gesetzgeber zwischen ärztlicher und heilkundlicher Tätigkeit 

unterschieden. Bestimmte Verrichtungen unterliegen dem Arztvorbehalt. 

 
 

329  BVerwG, Urt. v. 10.10.19 - 3 C 10/17, juris, m. Anm. Liebler jurisPR-BVerwG 15/2020 Anm. 2. 
330  3. Teil: A.2.2.1.4 Gesundheits-, Patient*innen- und Verbraucherschutz , S. 141 
331  3. Teil: A.2 Das Selbstbestimmungsrecht der Patient*innen, S. 131 
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Mit dieser Dreiteilung ist es erforderlich, Anforderungen an die Qualifikation der jeweils 

heilkundigen Person zu bestimmen. Dies ist die zweite Bedeutung des Heilkundebegriffs. Der 

Vorschlag wird später noch einmal aufgegriffen und diskutiert.332 

Zum Schutz der körperlichen Unversehrtheit und des Lebens ist es jedenfalls zwingend 

notwendig, die strafrechtliche Sanktion für eine nicht erlaubte heilkundliche Tätigkeit 

beizubehalten.  

1.4 Anwendung der Maßstäbe auf die Heilpraktikerberufe 

Die Berufe der Heilpraktiker*innen unterteilen sich derzeit in solche mit umfassender und 

solche mit sektoraler Heilkundeerlaubnis. Letztere untergliedern sich in Berufsangehörige der 

Gesundheitsfachberufe, die eine zusätzliche Erlaubnis erhalten haben, und Inhaber*innen 

einer sektoralen Heilkundeerlaubnis zur Ausübung der Psychotherapie. Ob weitere Sektoren 

entstehen, richtet sich derzeit ausschließlich nach der Rechtsprechung.333 

1.4.1. Allgemeiner rechtlicher Rahmen und Berufsausübungsrecht 

Das Maß des Gesundheitsschutzes richtet sich nach dem rechtlichen Rahmen, der für die 

jeweilige heilkundliche Tätigkeit gilt. Dabei sind die Gesetzgebung des Bundes und der Länder 

voneinander zu differenzieren. Im Fokus steht hier die Kompetenz des Bundes zur Zulassung 

anderer Heilberufe als desjenigen der Ärzt*innen.334 Daneben bestimmen die zivil- und 

strafrechtlichen Haftungsvorschriften maßgeblich den Rahmen. Auch das 

Heilmittelwerbegesetz ist hier anzuführen, während das Sozialversicherungsrecht mit den für 

dieses Gebiet geltenden Bestimmungen zum Schutz der Patient*innen nicht weiter betrachtet 

wird, da es weder die Alternativheilkunde noch die Alternativ-Heilkundigen zur Teilnahme an 

der Versorgung der Bevölkerung zulässt.335 Das würde bei der vorgeschlagenen Dreiteilung 

des Heilkundebegriffs auch zukünftig so bleiben. 

 
 

332  3. Teil: B.8.1.1.2 Dreiteilung des Heilkundebegriffs, S. 228 
333  1. Teil: B.4 Aktuelle Entwicklungen, S. 30 
334  2. Teil: B.2 Zum Umfang der Gesetzgebungskompetenz des Bundes, S. 78 
335  3. Teil: A.1.2.4.2 Der Anspruch auf staatliche Gesundheitsversorgung, S. 93 
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Der Gesetzgeber hätte die Möglichkeit, zukünftig Gesundheitsfachberufe mit der Kompetenz 

zur eigenverantwortlichen und selbständigen Tätigkeit auf ihrem Sektor auszustatten.344 Das 

würde eine grundlegende Änderung des bisherigen Rechts der Gesundheitsfachberufe 

bedeuten. In den Berufsgesetzen wären dann das Ausbildungsziel und die Kompetenzen der 

Gesundheitsfachberufe neu festzulegen. 

Eine zweite Möglichkeit besteht darin, im Rahmen eines allgemeinen, neu zu schaffenden 

Heilpraktikerrechts die Erteilung sektoraler Heilkundeerlaubnisse vorzusehen. Mit dem Begriff 

der sektoralen Heilkunde könnten auch alternativheilkundliche Sektoren gebildet werden. 

Ebenso wie diese sektoralen Kompetenz- bestehen auch sektorale 

Abschaffungsmöglichkeiten: Der Gesetzgeber könnte zukünftig sektorale Erlaubnisse 

abschaffen und es bei den Gesundheitsfachberufen bei einer weisungsabhängigen Tätigkeit 

belassen.345  

1.4.2.3 Berufszugangsbestimmungen 

Das Recht der Zulassung zu Heilberufen enthält in der Regel positiv formulierte Anforderungen 

an die Antragsteller*innen. Demgegenüber sind die Voraussetzungen für die Erteilung der 

Heilpraktikererlaubnis als Zulassungshindernisse formuliert. Nachdem zahlreiche 

Bestimmungen des § 2 Abs. 1 HeilprGDV_1 für verfassungswidrig erklärt worden sind, erhält 

nach aktuellem Recht die Erlaubnis nicht, wer 

a) das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,346 
b) (aufgehoben, da verfassungswidrig: nicht die deutsche Staatsangehörigkeit 

besitzt,347) 
c) (aufgehoben), 
d) nicht mindestens eine abgeschlossene Volksschulbildung nachweisen kann, 
e) (aufgehoben), 

 
 

344  3. Teil: B.8 Zur Verhältnismäßigkeit von Kompetenzlösungen, S. 227 
345  3. Teil: B.7 Zur Verhältnismäßigkeit von Abschaffungslösungen, S. 218 
346  Schelling, in: Spickhoff, HeilprGDVO_1, § 2 a), Rdnr. 2. 
347  BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - - 1 BvR 482/84; 1 BvR 1166/85 -, BVerfGE 78, 179 ff. = NJW 1988, 2290 ff. 
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bedarf zukünftig der besonderen Rechtfertigung, ob eine Altersgrenze ein 
angemessenes Kriterium für den Gesundheitsschutz sein kann. Anderenfalls verstieße 
sie gegen das Verbot der Altersdiskriminierung bei dem Berufszugang, Art. 2 und Art. 
6 EGRL 2000/78. 

d) Verlangt wird ein erster allgemeiner (Haupt-) Schulabschluss. Zum Vergleich: mit 
einem solchen Abschluss ist der Zugang zu einem Gesundheitsfachberuf in der Regel 
nicht eröffnet; zusätzlich wird dort eine erste Berufsqualifizierung verlangt.354 

f) Die Anforderung der sittlichen Zuverlässigkeit ist anders und nach Auffassung des VG 
München355 großzügiger beschrieben als das Merkmal der Würdigkeit und 
Zuverlässigkeit beim ärztlichen Beruf.356 Aus der Perspektive des Gesundheitsschutzes 
darf es insoweit jedoch keine Unterschiede geben. Insbesondere besteht eine 
besondere Berufspflicht von Heilpraktiker*innen darin, sich der Grenzen des 
beruflichen Wissens und Könnens bewusst zu sein und einer notwendigen ärztlichen 
Behandlung der Patient*innen nicht im Wege zu stehen. Eine Pflichtverletzung kann 
zum Widerruf der Erlaubnis führen.357 In den Gesetzen der Gesundheitsfachberufe ist 
das Merkmal der (Un-) Zuverlässigkeit enthalten. Sollte es auch insoweit ein Gefälle im 
Vergleich zum Heilpraktikerberuf geben, ist es aus Gründen des Gesundheitsschutzes 
auszugleichen: Angehörige von Gesundheitsberufen mit und ohne sektoraler 
Heilkundeerlaubnis müssen dasselbe Maß der Zuverlässigkeit erfüllen. 

g) Das Erfordernis der gesundheitlichen Eignung ist in allen Heil- und Gesundheitsberufen 
gleichermaßen vorausgesetzt.   

1.4.2.4 Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen 

Einer der gravierendsten Unterschiede im Vergleich zu allen anderen Heil- und 

Gesundheitsberufen ist das Fehlen von Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen beim 

Heilpraktikerberuf. Die Vorschriften über das Erfordernis von Kenntnissen und Fähigkeiten, 

zur Überprüfung und zur Bekanntmachung von Leitlinien gemäß der Neuregelungen 2017/18 

wurden hier als verfassungswidrig angesehen, so dass nunmehr jeglicher Anhalt fehlt, welche 

fachlichen Voraussetzungen von Heilpraktikeranwärter*innen zu erfüllen sind.358  

Der Grund für das Fehlen von Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen war bereits bei der 

Entstehung des Gesetzes, den Eindruck einer irgendwie gearteten staatlichen Anerkennung 

 
 

354  vgl. § 11 PflBG, § 10 MPhG 
355  VG München, Urt. v. 12.04.16 - M 16 K 15.3571 -. 
356  Ufer, Approbationsentzug, ZMGR 2021, S. 3. 
357  BayVGH, Beschl. v. 27.05.20 - 21 CS 20.433 - Sasse, Der Heilpraktiker S. 68-72 
358  2. Teil: A Zu den Änderungen der Jahre 2017/2018, S. 49 
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Entsprechendes gilt für die Neuregelung der sektoralen Heilkunde entweder (nur) in den 

Berufsgesetzen oder in einem neuen HeilprG. 

1.4.2.5 Rücknahme und Widerruf, Verzicht, Ruhen und erneute Erteilung der Erlaubnis 

Nach § 7 HeilprGDV_1 ist die Heilpraktikererlaubnis zurückzunehmen, wenn nachträglich 

Tatsache eintreten oder bekannt werden, die eine Versagung der Erlaubnis rechtfertigen 

würden. Nachdem § 7 HeilprG für verfassungswidrig erachtet wurde, ist nach dem hier 

gefundenen Ergebnis auch diese Ermächtigung nicht mehr ausreichend. Sie findet sich nicht, 

wie sonst, in einem Gesetz, und differenziert nicht zwischen den längst eingeführten Begriffen 

der Rücknahme und des Widerrufs. 

Bei § 7 HeilprGDV_1 handelt es sich um die einzige Ermächtigungsgrundlage für ein 

repressives Vorgehen. Als Spezialvorschrift verdrängt die Vorschrift die Widerrufsregelungen 

der landesrechtlichen Verwaltungsverfahrensgesetze. Ermessenserwägungen sind ohne 

Belang.365  

Auch in diesem Bereich ist vieles nicht geregelt und den Gerichten überlassen. So kann ein 

Verstoß gegen die Pflicht zur tatsächlichen und rechtlichen Selbstbeschränkung auf das eigene 

Wissen und Können zum Widerruf der Erlaubnis führen. Sie ist aber nicht gesetzlich geregelt, 

sondern ausschließlich aus der beruflichen Stellung der Heilpraktiker*innen geschöpft, dem 

menschlichen Leben und dessen Erhaltung sowie der menschlichen Gesundheit allgemein eine 

besondere Achtung und Fürsorge zukommen zu lassen.366 Dementsprechend ist die 

Reichweite nicht bestimmt.  

Während das Berufsrecht der Ärzt*innen bei einem Verstoß gegen Berufspflichten die 

milderen Sanktionsmöglichkeiten der Ärztekammern aufgrund Landesrechts kennt, existieren 

diese für Heilpraktiker*innen nicht.  

 
 

365  Sasse, Der Heilpraktiker S. 67 ff. 
366  BVerfG, Beschl. v. 02.03.04 - 1 BvR 784/03, MedR 2005, S. 35; BVerfG, Beschl. v. 03.06.04 - 2 BvR 1802/02, 

NJW 2004, S. 2890; BayVGH, Beschl. v. 27.05.20 - 21 CS 20.433 -; Sasse, Der Heilpraktiker S. 68-72 
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1.4.3.1 Tätigkeit ohne Erlaubnis 

Die Ausübung der Heilkunde ohne Erlaubnis ist strafbar. Dennoch fehlt den 

Gesundheitsbehörden eine spezielle Ermächtigungsgrundlage, gegenüber Personen ohne 

Erlaubnis einzuschreiten und die Tätigkeit zu unterbinden.369 Insoweit wird auf die 

Generalklausel des Polizei- und Ordnungsrechts zurückgegriffen.  

Dieser Rückgriff ist zulässig, da das Heilpraktikerrecht keine abschließende Regelung enthält. 

Davon ist bei einem Verstoß gegen die Erlaubnispflicht nicht auszugehen, denn es war die 

ursprüngliche Absicht des Gesetzgebers, das Heilpraktikerrecht abzuschaffen. Die 

Gesetzeslücke ist also erst entstanden, nachdem ein Anspruch auf die Erlaubnis eingeführt 

wurde. Eine Spezialregelung liegt insoweit nicht vor.370 

Voraussetzung der Generalklausel ist das Vorliegen einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung. Die öffentliche Sicherheit betrifft alle verfassungsgemäßen Ge- und Verbote 

und somit auch das Verbot zur Ausübung der Heilkunde ohne Erlaubnis. Insoweit dürfte die 

Sachlage anders zu beurteilen sein, als wenn jemand eine solche Erlaubnis besitzt, ein 

Gefahrenverdacht besteht, die (staatsanwaltschaftlichen) Ermittlungen aber noch nicht 

abgeschlossen sind. Ein Tätigkeitsverbot kann hier auf die Generalklausel gestützt werden.371 

1.4.3.2 Verbot risikobehafteter Behandlungsmethoden 

Die den Heilpraktiker*innen erteilte Konzession berechtigt zur Therapie- und 

Methodenfreiheit. Sie umfasst auch risikobehaftete Behandlungsformen. Hier 

behördlicherseits einzuschreiten, bedeutet einen Eingriff in die Berufsfreiheit, der einer 

gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage bedarf. Diese ist dem HeilprG nicht zu entnehmen. Es 

wird deshalb diskutiert, ob das Verbot einzelner risikobehafteter Behandlungsmethoden 

ebenfalls auf die allgemeine polizei- und ordnungsrechtliche Generalklausel gestützt werden 

kann.372 Das widerspricht nach Auffassung des Gutachters der mit der Erlaubnis erteilten 

 
 

369  BVerwG, Urt. v. 11.11.93 - 3 C 45/91, BVerwGE 94, S. 269 = NJW 1994, 3024-3027. 
370  Sasse, Der Heilpraktiker S. 75 f. 
371  ggf. auch auf landesrechtliche Bestimmungen, vgl. VG Düsseldorf, Beschl. v. 12.10.17 - 7 L 2292/17, MedR 

2018, 589-592 m. Anm. Stock / Schmitz 592-593. 
372  Sasse, Der Heilpraktiker S. 78 f. 
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Berechtigung zur Ausübung jedweder heilkundlichen Tätigkeit. Heilpraktiker*innen wird, 

ohne dass sie dafür eine Qualifikation nachweisen müssen, die umfassende Therapie- und 

Methodenfreiheit erlaubt, und zwar ohne, dass diese Heilkunde wissenschaftlich erwiesene 

Erfolge zeitigen muss. Eine Tätigkeit auf diesem Niveau ist deshalb immer risikobehaftet. 

Deshalb sind die Vorschriften des HeilprG, die solches erlauben, gegenüber dem allgemeinen 

Ordnungsrecht die spezielleren.373 Die Behörde kann daher nicht einzelne 

Behandlungsmethoden verbieten; sie muss sich entscheiden, ob die Gefahr der Behandlung 

so groß ist, dass Zweifel an der Tätigkeit insgesamt bestehen und ggf. den Erlaubnisentzug 

durchführen. 

Dieser Rechtszustand lässt sich durch ein neues Heilpraktikerrecht insofern ändern, als die 

Tätigkeit unter Strafe gestellt wird. Die Kontrolle der Berufsausübung ist hingegen 

Ländersache, so dass dem Bund die Gesetzgebungskompetenz zum Verbot einzelner 

Behandlungsmethoden fehlt. Eine Ermächtigungsnorm zu behördlichem Eingreifen zu 

schaffen, ist deshalb ebenfalls Ländersache.374 

Für Inhaber*innen sektoraler Heilkundeerlaubnisse gelten die Ausführungen entsprechend 

mit der Maßgabe, dass ihr Tätigkeitsfeld bislang gar nicht bestimmt ist. Ob 

Physiotherapeut*innen beispielsweise unter Berufung auf die Therapie- und 

Methodenfreiheit in ihrem Sektor z.B. osteopathische oder chiropraktische Behandlungen 

vornehmen dürfen, ist derzeit offen. 

1.4.4. Haftungsrecht 

1.4.4.1 Zivilrechtliche Haftung 

Um Verbesserungsvorschläge aus der Perspektive des Gesundheitsschutzes auszuarbeiten, ist 

der zivilrechtliche Rahmen für das Verhältnis zwischen Heilpraktiker*in und Patient*in zu 

fokussieren. Er ist durch die §§ 630a ff. BGB vorgegeben. Aus dem Behandlungsvertrag 

 
 

373   a.A. Sasse, Der Heilpraktiker S. 78-81 
374  2. Teil: B.2.3 Landeskompetenzen, S. 80 
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Aus all dem ist zu entnehmen, dass der Gesetzgeber mit den durch das Patientenrechtegesetz 

geschaffenen Vorschriften über den Behandlungsvertrag einen zivilrechtlichen Rahmen 

vorhält, der flexibel heilkundliche Standards reguliert, in dem er Haftungsansprüche gegen 

diejenigen begründet, die sich daran nicht halten. Eine stärkere Normierung der 

Heilpraktikerberufe könnte zur Folge haben, dass die Berufsgruppe sich selbst höhere 

Standards setzt. Damit wäre der Gesundheitsschutz gestärkt.  

1.4.4.2 Strafrechtliche Haftung 

In vier Bereichen des Strafrechts stellen sich für das Heilpraktikerrecht spezifische Fragen, die 

zu fokussieren sind: 

Die strafgerichtliche Rechtsprechung hatte zu klären, ob sich jemand, der keine Erlaubnis nach 

dem HeilprG besitzt, allein dadurch gem. § 5 HeilprG strafbar macht, dass er den Eindruck 

erweckt, heilen zu können.396 Ahnungslose und leichtgläubige Patient*innen hatten z.T. hohe 

Summen an vermeintliche Heiler*innen gezahlt, die in betrügerischer Absicht eine angeblich 

hoch wirksame, in Wahrheit aber nutzlose Therapie versprachen, um sich unter unbilliger 

Ausnutzung der Notlage und Schwächeposition der Kranken einen rechtswidrigen 

Vermögensvorteil zu verschaffen. Nach der sog. Eindruckstheorie macht sich bereits diejenige 

Person strafbar, die objektiv den Eindruck erweckt, ihr Handeln ziele auf das Heilen oder 

Erleichtern von Krankheiten, Leiden oder Körperschäden ab.397 Hier stellt sich erneut die Frage 

nach der Reichweite des Schutzes, den das Heilpraktikerrecht bezweckt: Wenn mittelbare 

Gesundheitsgefährdungen ausreichen, um den Heilkundebegriff zu erfüllen, geht es nach der 

hier vertretenen Auffassung nicht mehr um den Schutz der körperlichen Unversehrtheit, 

sondern den Schutz vor möglicherweise unbedachten Entscheidungen der Patient*innen, 

nicht eine heilkundige, sondern eine Person aufzusuchen, die einen Heilerfolg verspricht.398 

 
 

für Heilberufe Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 10.02.14 - 13 E 494/12.T, MedR 2015, 281 ff. m.Anm. Moeck 
MeDRT 2016, 745 ff.; VG Münster, Urt. v. 04.02.15 - 17 K 840/11.T -; LG Köln, Urt. v. 15.07.20 - 25 O 27/17 
-. 

396  BGH, Urt. v. 04.11.55 - 5 StR 421/55, BGHSt 8, S. 237. 
397  Guttau, Nichtärztliche Heilberufe im Gesundheitswesen S. 77 
398  3. Teil: A.1.3.4.3 Mittelbare Gesundheitsgefahren, S. 109 
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Vorinstanzen ausgesprochenen Werbebeschränkungen nach dem HWG als verhältnismäßig 

bestätigt. 

Zwei Geistheiler hatten auf ihrer frei zugänglichen Internetseite u.a. für ihre 
"Beckenschiefstandkorrektur" mit Beinlängenausgleich und Wirbelsäulenaufrichtung 
geworben. Dabei wiesen sie darauf hin, dass sie weder Ärzte noch Heilpraktiker seien und ihre 
Hilfe ausschließlich durch die geistige Kraft geschehe, die sich bei der Behandlung beweise 
und wie ein Wunder darstelle. Geistige Heilung sei keine Arbeit im ärztlichen Sinne, sondern 
ein spiritueller Vorgang, der umso größeren Erfolg erziele, je uneingeschränkter das Wirken 
der geistigen Kraft bejaht werde. Auf einer dieser Internetseiten wurde unter der Rubrik 
"Unsere Arbeit" die Wirkung der "Beckenschiefstandkorrektur" durch vergleichende bildliche 
Darstellung des Körperzustandes vor und nach der Anwendung, teilweise unter Zuhilfenahme 
eines Lineals, vorgeführt. Im Gästebuch befanden sich Einträge von Besuchern, die über die 
erfolgreiche Anwendung der "Beckenschiefstandkorrektur" berichteten und den Geistheilern 
dafür ihren Dank aussprachen. Wegen ihres Internetauftritts wurden sie von einem Verband, 
dem auch zwei Fachverbände von Heilpraktikern angehörten, auf Unterlassung dieser 
öffentlichen Werbung außerhalb der Fachkreise in Anspruch genommen. Die Gerichte gaben 
dieser Klage wegen Verstoßes gegen das HWG statt. Das Bundesverfassungsgericht bestätigte 
sie. 

 

Mit dieser dritten Geistheiler-Entscheidung wird der Schutz der Patient*innen vor 

Gesundheitsschäden gestärkt. Dies geschieht nur nicht mit dem Mittel des HeilprG, die 

Tätigkeit unter den Vorbehalt staatlicher Erlaubnis zu stellen, sondern mit dem durch das 

HWG vermittelten Zwang zur Versachlichung der Informationen, die die Bevölkerung, 

insbesondere potenzielle Patient*innen, erhält. Die Begründung gilt für das 

Heilpraktikerwesen gleichermaßen: Das HWG soll Gefahren begegnen, welche der Gesundheit 

des Einzelnen und den Gesundheitsinteressen der Allgemeinheit etwa durch unsachgemäße 

Selbstmedikation drohen. Darüber hinaus soll verhindert werden, dass durch eine mit 

Übertreibungen arbeitende, suggestive oder marktschreierische Werbung Kranke und 

besonders ältere Menschen zu Fehlentscheidungen beim Arzneimittelgebrauch und bei der 

Verwendung anderer Mittel zur Beseitigung von Krankheiten oder Körperschäden verleitet 

werden. Die hiernach maßgebenden gesetzlichen Ziele des Gesundheits- und 
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Tatsachen ist die Annahme zu rechtfertigen, ein Verfassungsziel solle verwirklicht werden.482 

Hier kann an die Überlegungen zur Nachbesserungspflicht angeknüpft werden. Sie besteht, 

wenn eine Änderung der Tatsachenlage zum Handeln zwingt.483 

Haage hatte in Frage gestellt, ob überhaupt ein gesetzgeberisches Bedürfnis zur Regelung des 

Heilpraktikerberufs besteht. Die bestehenden Regelungen böten einen nicht nur 

rudimentären, sondern bereits einen gewissen Qualitätsanspruch.484 Diese Meinung spricht 

klar gegen eine weitergehende Einschränkung der Patient*innenautonomie.  

In diesem Gutachten wurde herausgearbeitet, dass die Neuregelung der Jahre 2017/18 dem 

Wunsch des Gesetzgebers nicht Rechnung tragen können, für einen stärkeren Schutz der 

Patient*innen zu sorgen. Es wurde die Notwendigkeit gesehen, dem nachzukommen.485   

Das allein reicht jedoch nicht, um verfassungsrechtlichen Ansprüchen zu genügen. Das 

gesetzgeberische Handeln muss auch aufgrund von Tatsachen indiziert sein, anderenfalls wäre 

es willkürlich. Der allzu menschlich geprägte Begriff des Bedürfnisses ist hier verfehlt. Gemeint 

ist in diesem Schritt die Prüfung, ob eine Faktenlage von ausreichendem Gewicht vorhanden 

ist, den Eingriff in die Selbstbestimmung vorzunehmen. 

Die Datenlage wurde schon zu Beginn als unklar bezeichnet.486 Nun soll dargestellt werden, 

welche Tatsachen aus Sicht des Gutachters in Bezug auf die Alternativheilkunde bzw. das 

Heilpraktikerwesen erst noch ermittelt werden müssen. 

2.3.2.1 Tatsachenermittlung in Bezug auf Alternativheilkunde  

Zur Prüfung eines Zweckverwirklichungsbedürfnisses in Bezug auf eine 

Alternativheilkundliche Methode wären aus Sicht des Gutachters vor einer Einschränkung 

 
 

482  Dogmatisch mag darüber gestritten werden, ob die Tatsachenbasis und das Verwirklichungsbedürfnis nicht 
auch unter die übrigen Kriterien der Verhältnismäßigkeit zu subsumieren sind. Wie hier: Klatt/Meister, Der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, JuS 2014, S. 193; Huber, Die medizinische Indikation als 
Grundrechtsproblem S. 116. 

483  3. Teil: A.1.2.4.1 Die Pflicht zur Nachbesserung, S. 90 
484  Haage, in: Haage, Einl Rdnr. 11. 
485  2. Teil: A Zu den Änderungen der Jahre 2017/2018, S. 49 Die Äußerung Haages bezieht sich nicht auf die 

Neuregelung 
486  1. Teil: B.4.1 Diskussionen um die umfassende Heilpraktikererlaubnis, S. 30 
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Tatsachen über diese, wie z.B. ihre gesundheitlichen Auswirkungen, Schadensfälle, die 

Quantität der Nachfrage oder die Qualität der tatsächlichen bzw. erforderlichen 

heilkundlichen Tätigkeit zu erheben, die zu dem verfolgten verfassungsrechtlichen Ziel des 

Schutzes der körperlichen Unversehrtheit in ein Verhältnis zu setzen wären. Würde sich etwa 

herausstellen, dass sich nur ein geringer Teil der Bevölkerung für die konkrete 

Alternativheilkundliche Methode entscheidet, ohne dass es zu einer nennenswerten Zahl von 

Schäden gekommen wäre, ist das Bedürfnis, diese Personen zu schützen, von staatlicher Seite 

gering. Diesen Personen könnte unbenommen bleiben, sich trotz bestehender Risiken nach 

angemessener Aufklärung für eine solche Methode zu entscheiden. Sind die Zahl der 

Betroffenen höher und die Schadensfälle häufiger, besteht umso eher das Bedürfnis, das 

verfassungsrechtliche Ziel zu realisieren. Allein aus der Zahl der Inanspruchnahme 

indikationsloser Medizin ist m.a.W. nicht auf ein Zweckverwirklichungsbedürfnis, sie 

einzuschränken, zu schließen.487 

2.3.2.2 Tatsachenermittlung in Bezug auf den Heilpraktikerstand 

Jeder heilkundliche Eingriff birgt eine Gesundheitsgefahr, sonst wäre er nicht 

erlaubnispflichtig. Dasselbe gilt für Heilpraktiker*innen: sie üben die Heilkunde und damit eine 

Tätigkeit aus, die heilkundliches Fachwissen voraussetzt und typischerweise Gefahren birgt. 

Allein die Zahl der Heilpraktiker*innen zu kennen, reicht nicht aus, um einen Bezug zu dem 

Schutzgut der körperlichen Unversehrtheit und des Lebens herzustellen, das einen 

weitergehenden Eingriff in die Selbstbestimmung rechtfertigen könnte. Vielmehr ist auch hier 

die Erhebung von Daten vorzunehmen, die verlässliche Auskunft über die gesundheitlichen 

Auswirkungen der beruflichen Tätigkeit von Heilpraktiker*innen, die Beachtung der vier 

erwähnten (Mindest-) Standards488, des Einsatzes bestimmter oder auch unbestimmter 

Methoden, möglicher Schadensfälle usw. Auskunft geben könnten. 

 
 

487  so aber Huber, Die medizinische Indikation als Grundrechtsproblem S. 157 
488  3. Teil: A.1.4.4.1 Zivilrecht, S. 124 
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2.3.4. Erforderlichkeit 

Der Maßstab der Erforderlichkeit sichert einen möglichst geringen Grundrechtseingriff ab. 

Unter verschiedenen, gleich wirksamen Mitteln ist stets das mildeste zu wählen.510 

Konkret: das Verbot einer gefahrenträchtigen Alternativheilkundlichen Methode schränkt die 

Autonomie am stärksten ein, weil der Staat die Entscheidung der Patient*innen 

vorwegnimmt. Es könnte z.B. ausreichend sein, die Methode nur ausreichend qualifizierten 

Behandler*innen zu erlauben oder aufklärende Maßnahme zu ergreifen. 

Unterstellt, die Tätigkeit von Heilpraktiker*innen würde besondere gesundheitliche Gefahren 

verursachen, dann ist ihr Verbot sicher das taugliche Mittel, die Gefahr zu beseitigen, aber es 

ist nicht das mildeste. Denkbar wäre es z.B., die Therapiefreiheit auf Methoden zu 

beschränken, die sie beherrschen oder von denen nur wenige Gefahren ausgehen könnten. 

Ebenso wäre denkbar, die Tätigkeiten auf die Alternativheilkunde zu beschränken und diese 

in einem Register auszuweisen. Schließlich sind Heilpraktiker*innen bereits heute von 

Tätigkeiten ausgeschlossen, die dem Arztvorbehalt unterliegen. 

2.3.5. Angemessenheit 

Die Angemessenheit dient der Sicherung des Verhältnisses zwischen Mittel und Zweck. 

Abzuwägen ist hier die Schwere des Eingriffs gegen die ihn womöglich rechtfertigenden 

Gründe. Insoweit darf der Eingriff die Grundrechtsträger*innen nicht übermäßig belasten. Im 

Rahmen dieses Übermaßverbotes gilt der Grundsatz, je intensiver ein Grundrechtseingriff 

erfolgt, desto höher sind auch die Anforderungen an die Bedeutsamkeit des verfolgten 

Zweckes zu stellen.511  

Insoweit gilt es zu beachten, dass dem Gesetzgeber im Regelfall mehrere 

Lösungsmöglichkeiten offenstehen, das verfolgte Ziel zu erreichen. Es ist ihm als Vertreter des 

Souveräns ein zum Teil erheblicher Gestaltungsspielraum einzuräumen. Angesichts der 

Vielzahl möglicher Maßnahmen bleibt äußerst selten nur ein einziges Mittel übrig, das zugleich 

 
 

510  Kluth, Das Übermaßverbot, JA 1999, 606 ff. 
511  BVerfG, Beschl. v. 09.03.94 - 2 BvL 43/92 u.a., BVerfGE 90, S. 145. 
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geeignet, erforderlich und angemessen ist. Deshalb bleibt eine verfassungsrechtliche 

Überprüfung im Nachhinein eher auf den negativen Aspekt beschränkt, ob die Grenze der 

Unangemessenheit überschritten ist.512 

Völlig unangemessen wäre es beispielsweise, die Alternativheilkunde insgesamt wegen einer 

einzigen Methode zu verbieten, die zu Schadensfällen geführt hat. Abgesehen davon, dass es 

nicht erforderlich ist, andere Methoden wegen der einen zu untersagen, wird hier die 

Patient*innenautonomie unangemessen stark eingeschränkt. 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu erörtern, ob Patient*innen mit einem bestimmten 

Krankheitsbild die Inanspruchnahme von Alternativmedizin versagt werden könnte; die 

Forderung wird nach dem mehrfachen Tod von Krebspatient*innen513 erhoben.514  

Im Unterschied zu den Arztvorbehalten geht es hier nicht mehr um bestimmte Tätigkeiten der 

Heilkundigen oder die Behandlung von Patient*innen, deren Behandlung für andere 

besonders gefährlich werden könnte, § 24 IfSG. Aber es könnte doch sein, dass z.B. Krebs- 

oder auch Schmerzpatient*innen mit chronischem Krankheitsverlauf oder infauster Prognose 

zu Mitteln greifen, die erwiesenermaßen ihr Leiden verschlimmern.  

Dem Gutachter fehlen für eine solche Annahme tatsächliche Anhaltspunkte.515 Wenn es sie 

gäbe, wäre der Gesetzgeber dazu verpflichtet, zum Schutz der Patient*innen erforderliche 

Mittel, etwa der Aufklärung, zu ergreifen, um vor solchen, dann typischerweise bestehenden 

Gefahren zu warnen. Ihnen eine Entscheidung für die Inanspruchnahme einer fragwürdigen 

Methode zu verbieten, die ansonsten erlaubt ist, entzöge ihnen die Autonomie dazu und wäre 

deshalb eher unangemessen.  

 
 

512  Grzeszick, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 20 Rdnr. 111-124. 
513  LG Krefeld 2. Große Strafkammer, Urteil v. 14.07.19 - 22 KLs 14/18 -. 
514  Schöne-Seifert, Münsteraner Memorandum Heilpraktiker. 
515  3. Teil: A.2.3.2 Zweckverwirklichungsbedürfnis und Tatsachen, S. 150 
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Berufstätigkeit in gleicher Weise von einer juristischen wie von einer natürlichen Person 

ausgeübt werden kann.535 

3. Der sachliche Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 GG 

3.1 Der verfassungsrechtliche Begriff des Berufes 

Verfassungsrechtlich zentraler Bezugspunkt ist der Begriff des Berufes, der als auf Dauer 

angelegte Tätigkeit zur Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage verstanden wird.536 

Art. 12 Abs. 1 GG schützt die Freiheit der Bürger*innen, jede Tätigkeit, für die sie sich geeignet 

glauben, als Beruf zu begreifen, d.h. zur Grundlage ihrer Lebensführung zu machen und damit 

ihren Beitrag zur gesellschaftlichen Gesamtleistung selbst zu bestimmen. Diese Definition ist 

weit auszulegen. Sie umfasst nicht nur alle Berufe, die sich in bestimmten, traditionell oder 

rechtlich fixierten Berufsbildern darstellen, sondern auch die vom Einzelnen frei gewählten 

untypischen Betätigungen, aus denen sich dann wieder neue, feste Berufsbilder ergeben 

mögen.537 

Der Bezug zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht bestätigt sich, in dem auch die Berufsfreiheit 

nicht erst vom Staat verliehen werden muss, sondern im Rechtssubjekt veranlagt ist. 

Berufliche Inhalte und Ausübungsformen werden primär von ihm selbst bestimmt.538  

3.2 Alternativheilkunde und Heilpraktiker*innen 

Für den heilkundlichen Bereich ist vorab die Frage zu beantworten, ob Personen, die die 

Alternativheilkunde ausüben, die Berufsfreiheit wie die in der Schulmedizin Tätigen 

beanspruchen können. Das ist im Ausgangspunkt wegen der Weite des Verständnisses von 

einem verfassungsrechtlich geschützten Beruf der Fall. Die Tätigkeit in der Alternativheilkunde 

 
 

535  BVerfG, Urt. v. 26.02.20 - 2 BvR 2347/15, 2 BvR 651/16, 2 BvR 1261/16, 2 BvR 1593/16, 2 BvR 2354/16 u.a., 
juris. 

536 seit BVerfG, Urteil v. 11.06.58 - 1 BvR 596/56, BVerfGE 7, S. 377 ständige Respr. 
537  BVerfG, Urteil v. 11.06.58 - 1 BvR 596/56, BVerfGE 7, S. 377 Rdnr. 55 ff. des juris-Dokumentes; BVerfG, Urt. 

v. 26.02.20 - 2 BvR 2347/15, 2 BvR 651/16, 2 BvR 1261/16, 2 BvR 1593/16, 2 BvR 2354/16 u.a., juris Rdnr. 
310 

538  Hufen, Berufsfreiheit - Erinnerungen an ein Grundrecht, NJW 1994, 2913 ff. 
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ist also nicht vom verfassungsrechtlichen Schutzbereich ausgenommen. Es spielt deshalb im 

Grundsatz keine Rolle, ob die heilkundige Person die Alternativheilkunde ausschließlich oder 

komplementär zur Schulmedizin, haupt- oder nebenberuflich ausübt. 

Ein gesetzliches Verbot existiert für die Alternativheilkunde nicht. Und selbst wenn es 

existierte: noch nicht einmal ein einfachgesetzliches Verbot wie etwa die geschäftsmäßige 

Förderung der Suizids schließt die insoweit Berufstätigen von dem verfassungsrechtlichen 

Schutzbereich aus, denn anderenfalls hätte der Gesetzgeber es selbst in der Hand, durch eine 

einfachgesetzliche Regelung das Verfassungsrecht zu bestimmen.539  

Es ist im Übrigen irrelevant, ob die berufliche Tätigkeit einen Beitrag zur gesellschaftlichen 

Gesamtleistung ergibt.540 Eine Versagung des freiheitlichen Schutzes kommt nach ständiger 

Rechtsprechung nur hinsichtlich solcher Tätigkeiten in Betracht, die schlechterdings sozial- 

oder gemeinschädlich sind. Dafür gibt es in diesem Bereich keine durch Fakten belegte 

Anhaltspunkte. 

Mit dieser Überlegung sind alle Berufe verfassungsrechtlich unabhängig davon geschützt, ob 

und inwieweit sie normativ als Berufsbild fixiert sind oder nicht. Heilpraktiker*innen, die sich 

jedenfalls dem Feld der heilkundlichen Berufe zuordnen lassen, sind deshalb vom Schutz der 

Berufsfreiheit voll erfasst.541 

 
 

539  BVerfG, Urt. v. 26.02.20 - 2 BvR 2347/15, 2 BvR 651/16, 2 BvR 1261/16, 2 BvR 1593/16, 2 BvR 2354/16 u.a., 
juris Rdnr. 330 

540  BVerwG, Urt. v. 04.11.65 - I C 6/63, BVerwGE 22, S. 286; Astrologie; Geistheilung: BVerfG, Beschl. v. 02.03.04 
- 1 BvR 784/03, MedR 2005, S. 35; BVerfG, Beschl. v. 03.06.04 - 2 BvR 1802/02, NJW 2004, S. 2890 auch 
Prostitution: Scholz, in: Maunz/Dürig/Herzog, Art. 12 GG Rdnr. 28-46. 

541  BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - - 1 BvR 482/84; 1 BvR 1166/85 -, BVerfGE 78, 179 ff. = NJW 1988, 2290 ff.; 
BVerfG, Beschl. v. 10.05.88 - 1 BvR 111/77, BVerfGE 78, S. 155 = MedR 1988, 304-306.; BVerfG, Beschl. v. 
28.07.99 - - 1 BvR 1006/99 -, MedR 1999, S. 461 = NJW 1999, 2729.; BVerfG, Beschl. v. 16.03.00 - - 1 BvR 
1453/99 -, NJW 2000, 1779 m. Anm. Stock MedR 2003, 554 ff.; BVerwG, Urt. v. 24.01.57 - I C 194.54, 
BVerwGE 4, S. 250. 
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Hier kommt es auf die Berufsbezogenheit der Alternativheilkunde an. Deshalb wurde von 

anderen Klassifizierungen, etwa zwischen Diagnose- und Therapieverfahren618 oder nach dem 

Vorhandensein von wissenschaftlichen Konzepten Abstand genommen. 

5.1 Schulmedizinische Methoden und Arztvorbehalte 

Schulmedizinische Methoden werden hier nicht eigens aufgelistet. Gemeint sind diejenigen, 

für die ein Wirksamkeitsnachweis, insbesondere im Doppelblind-Versuch, geführt werden 

kann und die deshalb Gegenstand der Diagnose und Behandlung vor allem im GKV-System 

sind.619 

Es wurde darauf hingewiesen, dass Arztvorbehalte bestehen und deshalb die ärztliche von der 

Heilkunde im Übrigen differenziert werden kann.620 

5.2 In der allgemeinen Heilpraxis verbreitete Methoden 

Eines der zahlreichen Lehrbücher, die zur Naturheilpraxis erschienen sind, beschreibt 

insgesamt 45 Therapieverfahren, die in der Praxis von Heilpraktiker*innen zur Anwendung 

kommen.621 Andere, die ebenfalls auf die Überprüfung nach dem HeilprG vorbereiten, 

beschreiben zwar das erforderliche Grundlagenwissen, verzichten aber auf die Darstellung 

spezifisch heilpraktischer Methoden.622 Weil empirische Forschung zu der Frage fehlt, welche 

Methoden Heilpraktiker*innen typischerweise einsetzen, stößt die Beschreibung an ihre 

wissenschaftlichen Grenzen.623 

Ebenso unklar ist der Einsatz der Methoden in der Ärzteschaft. Hier wird davon ausgegangen, 

dass einzelne Ärzt*innen sie durchaus einsetzen. Im Rahmen der Therapiefreiheit ist dies 

 
 

618  Schumacher, Alternativmedizin S. 25 
619  3. Teil: A.1.2.4.2 Der Anspruch auf staatliche Gesundheitsversorgung, S. 93 
620  3. Teil: A.1.3.2 Einzelne Tätigkeiten versus berufliche Fähigkeiten, S. 100 
621  Bierbach, Naturheilpraxis heute Kap. 4, S. 141-209 
622  Gabelmann, Kompaktskript Heilpraktikerausbildung; Franke, Komplementäre Diagnostik und Behandlung 

in der Heilpraktiker-Praxis Richter, Lehrbuch für Heilpraktiker Berufsverband Deutsche Naturheilkunde 
(BDN) e.V./Bund deutscher Heilpraktiker und Naturheilkundiger (BDHN) e.V., IL4HP - Interne Leitlinie 4: 
Heilpraktiker-Ausbildung. 

623  3. Teil: A.2.3.2 Zweckverwirklichungsbedürfnis und Tatsachenfundierung, S. 150 
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Fußerkrankungen gehe, haben Podolog*innen Anspruch auf eine auf ihr Gebiet beschränkte 

Heilkundeerlaubnis, nachdem sie die dafür erforderliche Überprüfung absolviert haben667. 

5.3.5. Ergotherapie 

Die Ergotherapie umfasst Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, durch Anwendung 

aktivierender und handlungsorientierter Methoden und Verfahren, mit Hilfe der Betätigung 

von Handfertigkeiten und handwerklichen Fähigkeiten sowie durch Erlernung beruflicher 

Kenntnisse motorische, sensorische, psychische und kognitive Störungen zu beheben oder zu 

lindern und eine Eingliederung in Beruf und Alltag zu erreichen. Sie setzt heilkundliche 

Fachkenntnisse voraus. Es ist aber unklar, ob diese Tätigkeiten, wenn sie ohne ärztliche 

Verordnung und nach selbständiger Diagnose ausgeübt werden, ernstliche und unmittelbare 

Gesundheitsgefahren auslösen können. Deshalb ist offen, ob für die Ergotherapie die Erteilung 

einer sektoralen Heilkundeerlaubnis erforderlich ist. Zur näheren Aufklärung des Sachverhalts 

hat das Bundesverwaltungsgericht die Sache an das Verwaltungsgericht zurückverwiesen.668 

5.4 Wunschmedizinische Methoden 

Die sog. Wunschmedizin kennzeichnet jede heilkundliche Maßnahme, die primär mit dem 

Wunsch der Klient*innen begründet wird.669 Die Person, die jetzt dem Heilkundigen 

gegenübertritt, weist jedenfalls aus objektiver Sicht keinen pathologischen Zustand auf, der 

heilkundiges Handeln herausfordert.670 Die Maßnahme dient dann dem Ziel der Verbesserung, 

Veränderung oder Erhaltung von Form, Funktion, kognitiven Fähigkeiten oder emotionalen 

Befindlichkeiten, wobei es auf die Vorstellungen der Klient*innen ankommt und nicht auf eine 

objektive Verbesserung. Die Definition soll das sog. Body-Enhancement, also die Einwirkung 

auf das äußere Erscheinungsbild und die rein körperlichen Funktionen, ebenso wie das Gen- 

und das Neuro-Enhancement einschließen.671  

 
 

667  VG Gera, Urt. v. v. 08.02.19 - 3 K 705/14 Ge -. 
668  BVerwG, Urt. v. 10.10.19 - 3 C 10/17, juris, m. Anm. Liebler jurisPR-BVerwG 15/2020 Anm. 2. 
669  Stock, Die Indikation in der Wunschmedizin, S. 33; Huber, Die medizinische Indikation als 

Grundrechtsproblem. 
670  Schramme, Gesundheit und Krankheit in der philosophischen Diskussion, in: Beck, Krankheit und Recht, 3-

23. 
671  Stock, Heilauftrag und Wunschmedizin, MedR 2019, 872-879. 
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aber für Heilpraktiker*innen eine Kenntnisüberprüfung durch die Gesundheitsämter genügen 

lassen, um ihnen die eigenverantwortliche und weisungsfreie Ausübung der Heilkunde zu 

erlauben.680  

Dieser Unterschied steht im Fokus der Darstellung der rechtlich normierten Berufsbilder. 

Dabei wird die Berufsgruppe der Ärzt*innen einbezogen, weil ihr die Freiheit zu 

eigenverantwortlichem und weisungsfreiem Handeln zusteht und sie voll in das 

Gesundheitssystem integriert ist. Erstere Eigenschaft dürfte den Gesundheitsfachberufen, 

letztere den Heilpraktiker*innen fehlen.  

6.1 Ärzt*innen 

6.1.1. Allgemeines zur Berufsbildfixierung 

Die Berufsbildfixierung des Arztberufs erfolgt im Kern durch § 1 BÄO, indem nicht nur die 

Aufgabe beschrieben ist, der Gesundheit des Einzelnen und der Bevölkerung zu dienen, 

sondern auch seine rechtliche Position als seiner Natur nach freier Beruf. Eine andere als freie 

Berufsausübung widerspräche dementsprechend seiner gesetzlich fixierten Eigenart.681  

Die Ausgestaltung dieses ärztlichen Berufsbildes hat einerseits zu zahlreichen Bestätigungen 

dieser Freiheit geführt. Nach dem Standesrecht müssen Ärzt*innen ihren Beruf gewissenhaft 

ausüben und dem ihnen bei ihrer Berufsausübung entgegengebrachten Vertrauen 

entsprechen. Sie haben dabei ihr ärztliches Handeln am Wohl der Patient*innen auszurichten 

und dürfen nicht das Interesse Dritter darüber stellen.682 Das gilt arbeitsrechtlich auch 

gegenüber Dienstherren und Arbeitgebern: Ihre Weisungen können die Ärzt*innen rechtlich 

nicht davon abhalten, dem Wohl ihrer Patient*innen zu dienen.683  

Auch Vertragsärzt*innen bleiben in der Entscheidung über die Erfüllung ihrer Aufgaben im 

System der gesetzlichen Krankenversicherungen ebenso wie bei allen anderen 

 
 

680  1. Teil: B.4.2 Die Entstehung sektoraler Heilkundeerlaubnisse, S. 34 
681  Kern, Die freien Heilberufe und die Freiheit des Arztes, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des Arztrechts, 

§ 3 Rdnr. 13-21. 
682  § 2 Abs. 2 bis 4 MBO-Ä 
683  Kern, Die freien Heilberufe und die Freiheit des Arztes, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des Arztrechts, 

§ 3 Rdnr. 13-21 3. Teil: A.2.1.2 Das Selbstbestimmungsrecht und die Heilkundigen, S. 133 
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6.1.2. Ärztliche Therapiefreiheit im Speziellen 

Die Therapiefreiheit mit ihren drei tragenden Elementen689 ist ein besonderer Ausdruck der 

ärztlichen Eigenverantwortlichkeit und Weisungsfreiheit. Sie besteht kraft Gesetzes690 und 

beruflichen Satzungsrechts.691 Als Spiegelbild der Patient*innenautonomie ist sie ein 

fremdnütziges Recht.692 Ihre Grenzen sind zunächst einmal vage formuliert. So heißt es auf 

der einen Seite, der Staat dürfe die Vorstellungen der Ärzt*innen und Patient*innen über den 

richtigen therapeutischen Weg nicht durch eigene therapeutische Vorstellungen ersetzen, 

andererseits könne er die Berufsausübung unter dem Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr 

begrenzen und Zonen gesteigerter Risiken ausweisen, um sie dem Bestimmungsrecht der 

Beteiligten zu entziehen.693 Dieser vermeintliche Widerspruch lässt sich mit Hilfe des sogleich 

vorgestellten Prüfungsschemas der Verhältnismäßigkeit unter Berücksichtigung der 

Stufentheorie lösen. 

Die Methodenfreiheit bedeutet vor allem, eine Behandlung nach der selbst gewählten 

Methode durchführen zu dürfen.694 Grundsätzlich sind Ärzt*innen also nicht dazu verpflichtet, 

ausschließlich schulmedizinische Methoden zu wählen.695 Damit besteht auch die Freiheit, 

neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden zu erforschen und einzusetzen. Ohne die 

ärztliche Therapiefreiheit dürfte ein medizinischer Fortschritt ausgeschlossen sein. 

Als Außenseitermethoden können all diejenigen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden 

verstanden werden, die innerhalb einer Therapierichtung nicht hinreichend anerkannt sind.696 

Dazu gehören alle Methoden der Alternativheilkunde697, da bei ihnen ein 

naturwissenschaftlicher Wirksamkeitsnachweis nicht erbracht werden kann. Aber auch 

 
 

689  1. Teil: A.1.2 Die Therapie- und Methodenfreiheit, S. 14 
690  § 1 Abs. 2 BÄO 
691  § 2 Abs. 1 und 4 MBO-Ä 
692  Kern, Therapiefreiheit: Methodenwahl und Verfahrensqualität, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des 

Arztrechts, § 3 Rdnr. 22-39. 
693  Zu beiden Aspekten: Kern, Therapiefreiheit: Methodenwahl und Verfahrensqualität, in: 

Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des Arztrechts, § 3 Rdnr. 22-39. 
694  Katzenmeier, Arzthaftung S. 331 
695  Laufs, Grundlagen des Arztrechts, in: Laufs/Kern/Clemens, Handbuch des Arztrechts, Rdnrn. 1 bis 7. 
696  Schumacher, Alternativmedizin. S. 20 ff. 
697  1. Teil: A.1.3 Schul-, Alternativ- und Wunschmedizin, S. 15 
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Methoden, die schulmedizinischen Erklärungskonzepten folgen, können, so lange ihnen die 

Anerkennung fehlt, als solche bezeichnet werden. Für Außenseitermethoden gelten vier 

besondere Maßstäbe: 

6.1.2.1 Außenseitermethode und Standesrecht 

Nach dem Standesrecht698 ist auch hierfür die notwendige fachliche Qualifikation zu fordern. 

Vor allem ist der anerkannte Standard medizinischer Kenntnisse zu beachten. Das bedeutet: 

die Behandler*innen müssen sowohl die konkurrierenden Verfahren der Schulmedizin 

einschließlich des Facharztstandards als auch die wissenschaftlichen Grundlagen der von 

ihnen eingesetzten Methoden kennen. 

6.1.2.2 Außenseitermethode als Behandlungsfehler 

Nach dem Haftungsrecht liegt ein Behandlungsfehler vor, wenn eine Behandlung nicht 

abgebrochen wird, obwohl der gewünschte Erfolg erkennbar nicht erreicht werden kann.699 

Dieser Maßstab gilt für Heilpraktiker*innen gleichermaßen.700 

6.1.2.3 Gesteigerte Aufklärungspflicht bei Außenseitermethode 

Es besteht eine gesteigerte Aufklärungspflicht, d.h. die Patient*innen müssen sowohl über die 

schulmedizinische als auch die alternativ-heilkundliche Methode einschließlich etwaiger 

zusätzlicher Risiken in vollem Umfang informiert sein und sich dennoch für die 

Außenseitermethode entscheiden.701 Das gilt auch für sog. Individuelle Gesundheitsleistungen 

(IGeL).702 

 
 

698  § 2 Abs. 3 MBO-Ä 
699  Kern, Therapiefreiheit: Methodenwahl und Verfahrensqualität, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des 

Arztrechts, § 3 Rdnr. 22-39. 
700  OLG München, Urt. v. 26.04.89 - 27 U 68/88 (Heilpraktiker) -; OLG Koblenz, Urt. v. 26.02.07 - - 12 U 1433/04 

- -; OLG Stuttgart, Urt. v. 21.04.98 - 14 U 25/97 (Heilpraktiker) - 3. Teil: A.1.4.4.1 Zivilrechtliche Haftung, S. 
124 

701  Katzenmeier, Arzthaftung S. 332; Stock, Die Indikation in der Wunschmedizin S. 312-314 
702  Leistungen, die generell oder im Einzelfall nicht von der Leistungspflicht der gesetzlichen 

Krankenversicherungen umfasst sind, aus ärztlicher Sicht erforderlich oder empfehlenswert, zumindest 
aber vertretbar und von den Patient*innen ausdrücklich gewünscht sind. Wollersheim, IGeL-Leistungen, in: 
Clausen/Schroeder-Printzen, Münchener Anwaltshandbuch Medizinrecht, § 6 Rdnr. 164 ff. 
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6.1.2.4 Kostenübernahme und -erstattung bei Außenseitermethode 

Eine faktische Grenze besteht im Hinblick auf die Kostenübernahme bzw. Kostenerstattung 

gesetzlicher bzw. privater Krankenversicherungen, über die gleichermaßen aufzuklären ist.703 

§ 2 Abs. 1 S. 3 SGB V stellt für die gesetzlichen Krankenkassen einen besonderen Qualitäts- 

und Wirtschaftlichkeitsmaßstab auf, der zum Ausschluss von Therapiemethoden führt, für die 

kein Wirksamkeitsnachweis vorliegt. Der GKV-Katalog des GBA ist deshalb für die Kostenfrage 

abschließend.704  

Demgegenüber verlangt die Rechtsprechung des BGH705 zur Erstattungsfähigkeit von 

Methoden durch private Krankenversicherungen eine nach den objektiven medizinischen 

Befunden im Zeitpunkt der Vornahme der ärztlichen Behandlung eine vertretbare 

Entscheidung über die Notwendigkeit ihres Einsatzes. Auch alternative 

Behandlungsmethoden können dazu gehören, wenn sie in ihrer Wirksamkeit den von der 

Schulmedizin gebilligten Methoden gleichstehen.706 

6.2 Gesundheitsfachberufe 

6.2.1. Allgemeines zu den Berufsbildern der Gesundheitsfachberufe 

6.2.1.1 Überblick 

Zu den anderen Heilberufen i.S.d. Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 GG gehören nicht nur Berufe, die der 

Heilung oder Linderung von Krankheiten, Leiden oder Körperschäden dienen, sondern 

darüber hinaus auch Berufe der helfenden Betreuung von Menschen mit gesundheitlichen 

Problemen, gleichviel, ob die Behandlung oder Betreuung der Heilung oder auch nur der 

Pflege oder Linderung dient.707 Um einen Überblick zu geben, differenziert die nachfolgende 

Tabelle zwischen den Berufsbezeichnungen und der europarechtlichen Anerkennung sowie 

 
 

703  § 630c Abs. 3 BGB 
704  BVerfG, ("Nikolaus"-) Beschluss v. 06.12.05 - 1 BvR 347/98, BVerfGE 115 = MedR 2006, 164-168. 3. Teil: 

A.1.2.4.2 Der Anspruch auf staatliche Gesundheitsversorgung, S. 93 
705  BGH, Urt. v. 30.10.02 - IV ZR 119/01 -. 
706  Kern, Therapiefreiheit: Methodenwahl und Verfahrensqualität, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des 

Arztrechts, § 3 Rdnr. 22-39. 
707  BVerfG, Urt. v. 24.10.02 - 2 BvF 1/01, BVerfGE 106, S. 62 = NJW 2003, 41-58. 
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6.2.2.1 Hebammen 

Die Leistung der Geburtshilfe ist außer Ärzt*innen nur Hebammen  vorbehalten. Ärzt*innen 

müssen bei einer Geburt eine Hebamme hinzuziehen. Die Geburtshilfe umfasst die 

Überwachung des Geburtsvorgangs von Beginn der Wehen an, Hilfe bei der Geburt und 

Überwachung des Wochenbettverlaufs, § 4 Abs. 2 HebG. Die Schwangere entscheidet selbst 

darüber, ob sie die Geburtshilfe einer freiberuflich tätigen Hebamme oder eines Geburts- oder 

eines Krankenhauses in Anspruch nehmen will. Entscheidet sie sich für die Hebamme, besitzt 

diese die Erstkompetenz, die ihre Grenze findet, sobald sich Komplikationen abzeichnen, zu 

deren Beherrschung ärztliche Hilfe nötig ist.734  

Bei stationärer Geburtshilfe haben die Frauen Vertragsbeziehungen sowohl zum Krankenhaus 

als auch zur Beleghebamme, die ihre Leistungen als freiberufliche Hebamme im Rahmen eines 

Behandlungsvertrages nach §§ 630a ff. erbringt.735 Hier stellt sich oft die Frage, bis wann die 

Hebamme und ab wann der Krankenhausträger aufgrund fehlerhaften Verhaltens 

schadensersatzpflichtig wird.736 Solange die Hebamme auf der Basis des oben beschriebenen 

Tätigkeitsvorbehalts die Geburtsleitung innehat, handelt sie aufgrund ihrer Vertragsbeziehung 

zur Versicherten und haftet direkt aus Vertrag und Delikt bei fehlerhafter Behandlung. Der 

Träger des Belegkrankenhauses haftet nicht, denn er schuldet die Geburtshilfe in diesem Fall 

nicht. Sobald aber ein(e) beim Krankenhaus angestellte(r) Arzt / Ärztin hinzugezogen wird und 

diese(r) die Geburtsleitung übernimmt, haftet der Krankenhausträger für ärztliche Fehler und 

solche der Hebamme, die lediglich als Erfüllungs- bzw. Verrichtungsgehilfe tätig wird.  

Die Ärzt*innen übernehmen die Geburtsüberwachung jedenfalls, sobald sie die 

Eingangsuntersuchung vorgenommen haben. Trotz Anwesenheit von Ärzt*innen bei der 

Geburt kann es dennoch zur ausschließlichen persönlichen Haftung der Hebamme und nicht 

 
 

734  LG Dortmund, Urt. v. 01.10.14 - 37 Ks 3/11 - Eine Ärztin und Hebamme unterlässt bei einer Hausgeburt aus 
eigennützigen Gründen die Verweisung an ein Krankenhaus 

735  Lafontaine, Vertragstypische Pflichten bei Behandlungsvertrag, in: Herberger/Martinek/Rüßmann, juris 
Praxiskommentar BGB Band 2, Rdnr. 481 ff. Hebamme. 

736  LG Dortmund, Urt. v. 16.01.20 - 4 O 430/16, juris. 
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Physiotherapeuten, der eine Profi-Fußballmannschaft betreut742, oder einer Logopädin, die 

Stimmbildung lehrt, zeigen. 

Für den Bereich der Physiotherapie bestätigt sich die Aussage unterschiedlicher 

berufsrechtlicher Bildungsniveaus: bei Masseur*innen und Medizinischen Bademeister*innen 

handelt es sich um einen i.d.R. zweijährigen Ausbildungsberuf mit staatlichem Abschluss. 

Vorauszusetzen ist mindestens ein Hauptschul- oder gleichwertiger Abschluss, während für 

die i.d.R. dreijährige Ausbildung in der Physiotherapie mindestens einen Realschulabschluss 

oder eine gleichwertige Ausbildung voraussetzt.  Sie besteht aus einem theoretischen und 

einem praktischen Teil sowie einer praktischen Ausbildung, die grundsätzlich an 

Krankenhäusern, Fach- oder Reha-Kliniken absolviert werden muss. Die theoretische 

Ausbildung findet an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Schule oder Hochschule 

statt und endet mit einer staatlichen Prüfung. Ist sie erfolgreich absolviert, wird die 

Befähigung zum Führen der Berufsbezeichnung verliehen. 

Der Unterrichtsstoff und die Ausbildung betreffen insoweit nur die der ärztlichen Diagnose 

nachgelagerte Heilmittelerbringung, nicht aber die eigenverantwortliche Entscheidung 

darüber, ob ein bestimmtes Leiden überhaupt durch Physiotherapie, Massage oder sonstige 

Behandlungsmethoden kuriert werden kann. Die Ausbildung ist darauf ausgerichtet, dass die 

Physiotherapeut*innen anhand eines ärztlich vorgegebenen Leitsymptoms nur die 

Einzelheiten der physiotherapeutischen Behandlung, namentlich die Art und Weise der 

Krankengymnastik oder Massage, abklären und durchführen. Eine Tätigkeit ohne die ärztliche 

Erstdiagnose ist also unzulässig und erst nach Erteilung einer sektoralen Heilkundeerlaubnis 

erlaubt. 

Die Berufsgesetze der Logopäd*innen und Ergotherapeut*innen sind mit demjenigen für 

Physiotherapeut*innen vergleichbar gefasst. Auch hier verschafft erst ein Realschul- oder 

gleichwertiger Abschluss den Zugang zur i.d.R. dreijährigen Ausbildung, deren Grundlagen in 

 
 

742  LSG Saarland, Urt. v. 05.07.18 - L 1 R 54/17, NZS 2019, S. 557. 
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Behandlung im Ausnahmefall einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nicht 

zwingend erfordert, die jeweils erforderliche Maßnahme aber eine ärztliche Beteiligung 

voraussetzen würde, weil sie der Heilkunde zuzurechnen ist.751  

6.2.3.2 Kernbereiche ärztlicher Tätigkeit 

Grundsätzlich ist die Erbringung einer ärztlichen Leistung eine persönliche Verpflichtung. Sie 

ist sowohl zivil752- als auch berufs753- wie sozialrechtlich754 und auch gebührenrechtlich755 

verankert. Daher ist der Grundsatz der persönlichen Leistungserbringung ein die gesamte 

ärztliche Tätigkeit tragendes Prinzip. Manche Autor*innen wollen ihn bereits in der Garantie 

ärztlicher Freiheit verankert sehen.756 

Es besteht Einigkeit darin, dass der Grundsatz der persönlichen Leistungspflicht nicht 

bedeutet, dass die Ärzt*innen jede Behandlungsmaßnahme eigenhändig erbringen müssen. 

Nach § 15 Abs. 1 S. 2 SGB V i.V.m. § 15 BMV-Ä umfasst die ärztliche Behandlung auch die 

Tätigkeit anderer Personen, die von ihnen angeordnet ist und verantwortet wird. 

Hilfspersonen dürfen von Ärzt*innen beigezogen werden, soweit es sich um vorbereitende, 

unterstützende, ergänzende oder allenfalls mitwirkende Tätigkeiten zur eigentlichen 

ärztlichen Leistung handelt.757  Weniger hierarchisch758 bestimmt § 7 Abs. 3 S. 1 MBO-Ä, dass 

Ärzt*innen mit Angehörigen anderer Fachberufe im Gesundheitswesen zusammenarbeiten 

müssen.  

Die weitergehende Übernahme wird unter den Begriffen der Delegation bzw. Substitution 

ärztlicher Tätigkeit verhandelt. Delegation bedeutet die Übertragung ärztlicher Aufgaben auf 

 
 

751  § 5a IfSG dürfte aufgrund Art. 10a EpiRFortgeltG ab 01.04.2021 fortgelten. 
752  §§ 630b, 613 S. 1 BGB 
753  §§ 1, 7 Abs. 4 MBO-Ä 
754  § 15 Abs. 1 SGB V; § 15 BMV-Ä; § 14 EKV-Ä 
755  § 4 Abs. 2 GOÄ 
756  Schroeder-Printzen, Grundlagen zur Vergütung der Ärzte; Grundsatz der persönlichen Leistungserbringung, 

in: Stellpflug/Meier/Tadayon, Handbuch Medizinrecht, D 1000 Rdnr. 2 bis 17. 
757  Kern, Delegierbare ärztliche Leistungen, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des Arztrechts, § 49 Rdnr. 5-12. 
758  Kern/Rehborn, Vertikale Arbeitsteilung, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des Arztrechts, § 99 Rdnr. 14-

17 Ulsenheimer, Zur vertikalen Arbeitsteilung, in: Laufs/Kern/Rehborn, Handbuch des Arztrechts, § 150 
Rdnrn. 28-32, 34. 








































































































































































